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Die EU im Überblick

Ein Bericht von Boram Park.

Jetzige Mitgliedsstaaten

	
	Einwohner
	Hauptstadt
	Arbeitslosigkeit

% 2002

	
	10,226.000
	Brüssel
	11,7
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 Dänemark
	5,326.000
	Kopenhagen
	5
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	82,100.000
	Berlin
	9,5
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 Finnland
	5,166.000
	Helsinki
	8,7
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 Frankreich
	58,620.000
	Paris
	9,1
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 Griechenland
	10,538.000
	Athen
	11,6
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 England
	59,501.000
	London
	5,2
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 Irland
	3,752.000
	Dublin
	3,8
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 Italien
	57,646.000
	Rom
	9,4
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 Luxemburg
	432.000
	Luxemburg
	2,1
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 Niederlande
	15,805.000
	Amsterdam
	2,4
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 Österreich
	8,091000
	Wien
	3,9
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 Portugal
	9,989.000
	Lissabon
	3,9
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 Schweden
	8,857.000
	Stockholm
	4,0
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 Spanien
	39,410.000
	Madrid
	13,0


Beitrittskandidaten für 2004

	
	Einwohner
	Hauptstadt
	Arbeitslosigkeit

% 2002
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 Estland
	1,400. 000
	Tallinn
	7,3

	[image: image16.png]


 Lettland
	2,500.000
	Riga
	7,8

	[image: image17.png]


 Litauen
	3,700.000
	Vilnius
	12,6
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 Malta
	379.000
	Valletta
	5,3
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 Polen
	38,600.000
	Warszawa
	16,3
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 Slowakei
	5,380.000
	Bratislava
	17,9
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 Slowenien
	1,986.000
	Laibach
	12
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 Tschechische
Republik
	10,300.000
	Praha
	8,6
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 Ungarn
	10,200.000
	Budapest
	5,3
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 Zypern
	760.000
	Nikosia
	3,5
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E

uropäischer Rat: 15 Staats- und Regierungschefs, allgemeine politische Weichenstellung

EU-Ministerrat: Je ein Fachminister der 15 Regierungen

EU-Kommission: 20 Kommissare (jeder Mitgliedsstaat muss vertreten sein)

EU-Parlament: 626 direkt gewählte Abgeordnete in neun übernation. Fraktionen

EU im Überblick

1949 Römische Verträge

1957 Gründung der EWG - Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, sowie EAG - Europäische Atomgemeinschaft

1960 Gründung der EFTA (Europäische Freihandelszone)

1967 EG - Europäische Gemeinschaft (Zusammenfassung von EGKS, EWG und EAG)

1978 EWS - Europäisches Währungssystem, erste Direktwahl zum Europäischen Parlament

1989: Aufbruch starrer Strukturen, „sanfte Revolution“ in Polen, Ungarn, Tschechien, DDR, Slowenien, Kroatien, Bulgarien und Albanien

1990: Deutsche Einheit, Gebiet der ehemaligen DDR kommt zur EG

1991: Auflösung Jugoslawiens, Ende der UdSSR, Gründung der GUS, Unterzeichnung des EG-Vertrages über die Wirtschafts- und Währungsunion und die Europäische Union in Maastricht

1995 Beitritt Österreichs, Schwedens und Finnlands zur EU

1999: Festlegung der Umrechnungsfaktoren von 11 Währungen zum Euro

2002: Einführung des Euro

Die Rechtsakte der Europäischen Union

Anders als in der nationalstaatlichen Gesetzgebung erlangen in der EU die Beschlüsse des Rats der Minister Gesetzeskraft. Es sind Akte, die Recht setzen. 

und neues Recht schaffen. Die wichtigsten Rechtsakte heißen:

Verordnung - sie ist unionsweit unmittelbar gültig, ist in allen Teilen verbindlich und steht über dem nationalen Recht. Gesetze werden vom Rat erlassen, Durchführungsverordnungen auch von der Kommission.

Richtlinie - sie verpflichtet die Einzelstaaten, ihre nationalen Gesetze oder Vorschriften an das in der Richtlinie genannte Ziel anzupassen. Die Wahl der Mittel bleibt dem Staat überlassen.

Entscheidung - das ist ein Rechtsakt, der Einzelfälle verbindlich regelt (zB für einen Staat oder ein Unternehmen)

Die Rechte der Bürger in der EU

Wahlrecht: bei Europa- und Kommunalwahlen auch für Bürger, die in einem anderen als ihrem eigenen Mitgliedstaat leben

Schutz der Grundrechte: Wer glaubt, durch Einrichtungen der EU in seinen Grundrechten eingeschränkt zu werden, kann den Europäischen Gerichtshof anrufen.
Unionsbürgerschaft:  Alle Staatsangehörigen der EU-Mitgliedsstaaten sind zugleich Unionsbürger.

Freizügigkeit:  Die Unionsbürger haben das Recht, sich in allen Mitgliedsstaaten der EU frei zu bewegen und aufzuhalten, überall zu studieren und zu arbeiten.
Petitionsrecht:  Beim Europäischen Parlament Beschwerderecht (bei Bürgerbeauftragten über Missstände in der Tätigkeit von EU-Institutionen).

Niederlassungsfreiheit
Vorteile der EU-Mitgliedschaft

Steigerung des Wirtschaftswachstums (Wohlstand steigt)
Erhöhung der Exportmöglichkeiten (Beschäftigungszunahme)
Kostengünstigere Produktion durch höhere Stückzahlen, sinkendes Preisniveau
Teilnahme an EU-Wissenschaftsprojekten (bessere Ausbildung)
Mitwirkung und Mitsprache in den EU-Organen
Freier Personenverkehr

Freier Kapitalverkehr

Freier Dienstleistungsverkehr

Freier Warenverkehr




Nachteile der EU-Mitgliedschaft

Schärferer Wettbewerb zwingt eventuell zu Produktionsumstellungen, dadurch Gefährdung wirtschaftlich schwächerer Unternehmen möglich

Verstärkung wirtschaftlicher Probleme in strukturschwachen Regionen
Belastung des Budgets durch Beiträge an die EU
Unklarheit über die Belastungen für die Landwirtschaft, den Transitverkehr und die Umwelt 

Was Sie über Europa wissen sollten ...

Ein Bericht von Wilhelm Huber

Europa im Überblick

E

uropa ist mit 10 Mio. km² der zweitkleinste Erdteil. Es stellt nur eine reich gegliederte Halbinsel Asiens dar. Man bezeichnet die beiden zusammenhängenden Landflächen als den Doppelkontinent Eurasien. Kein anderer Kontinent ist so reich gegliedert wie Europa. Randmeere dringen im Norden und Süden Europas tief ein. Dadurch entstehen zahlreiche Inseln und Halbinseln.

Das Klima Europas

Durch seine Lage zum Meer wird das europäische Klima bestimmt. Es steht unter dem Einfluss der feuchten Westwinde, die vom Atlantischen Ozean her kommen und ungehindert das Land überfluten können, weil die nord-süd-gerichteten Gebirgsschranken fehlen. Das Mittelmeer erleichtert im Winter das Eindringen feuchter Meeresluft bis weit in den Südosten Europas. Das Gebiet des nördlichen 

Atlantischen Ozeans wird durch den Golfstrom bestimmt. Er verlässt mit 25 Grad C den Golf 

von Mexiko, überquert den Atlantischen Ozean gegen den Norden und überspült die Küste Nord- und Südeuropas. Dadurch werden besonders die Wintertemperaturen erheblich gemildert.

Der europäische Einigungsprozess

Viele der heute in Europa bestehenden wirtschaftlichen und politischen Bündnisse gehen auf die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg zurück. Nach dem Zusammenbruch des nationalsozialistischen Deutschen Reiches 1945 wurde Europa unter dem Einfluss der USA und der Sowjetunion zu einem zweiteiligen Kontinent. Der „Eiserne Vorhang“ entstand als politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Trennungslinie quer durch den Kontinent.

Ungleiche Verteilung der Bevölkerung

Zu den Verdichtungszonen zählen Mitteleuropa,  Mittel- und Südostengland, die Poebene und Südpolen. Sie reicht weiter von den Beneluxstaaten über die Industriegebiete Deutschlands und Nordböhmens bis in die Ukraine. Dazwischen liegen dünn besiedelte Agrargebiete und Gebirgslandschaften. Die Wirtschaftstätigkeit der EU konzentriert sich auf ein Gebiet zwischen London, Amsterdam, Paris und dem Ruhrgebiet. Eine zweite wichtige Zone entwickelte sich in den vergangenen Jahren. Sie erstreckt sich von Süddeutschland, Norditalien, Südfrankreich bis zur Region von Barcelona und Valencia.

Geografisch gesehen liegt Westösterreich im Wirtschaftszentrum Europas.

Wirtschaft Europas

Beim technischen Fortschritt bleibt die unmittelbare Nähe zu Anbietern und Dienstleistungen ein wichtiger Bestimmungsgrund für die Standortwahl. Bestehende Schaltstellen der Wirtschaft, Verwaltung und Politik werden auch weiterhin neue Unternehmen anziehen. Erhebliche soziale, raumplanerische und städtebauliche sowie Verkehrsprobleme wirft die Konzentration der Bevölkerung auf wenige städtische Zentren (z.B. London mit 6 Mio. Einwohnern) auf. 

Die Bevölkerung in den Industrieländern

Die Bevölkerung weist eine starke Dynamik auf. Es gibt hier große Wanderbewegungen, die aber auch durch politische Krisen hervorgerufen werden können.

Ballungsräume und Entleerungsräume

400 Millionen Menschen bewohnten um 1900 Europa und das russische Reich. In Europa waren es um 1995  504 Millionen, in Russland 147 Millionen Einwohner, die zusammen 11 % der Weltbevölkerung stellten. Die aktuellen Kennzeichen der Bevölkerung Europas sind eine sehr ungleiche Verteilung (70 Einwohner pro km²) und ein Nullwachstum.

Die kulturelle Vielfalt Europas

Unter Regionen versteht man historisch gewachsene Einheiten unterhalb der Ebene des Nationalstaates, deren Hauptmerkmal

das Zugehörigkeits- und Zusammengehörigkeitsbewusstsein ihrer Bewohner ist. Eine gemeinsame Sprache, eine gemeinsame Volkszugehörigkeit, eine gemeinsame Kultur und eine gemeinsame Geschichte können Kristallisierungspunkte eines solchen Bewusstseins sein. 

Religionen Europas

Europa ist vom Christentum geprägt. Im Mittelalter bestand eine Einheit von abendländischer Kulturidee und christlicher Kirche. Von der europäischen Bevölkerung sind 55 % römisch-katholisch, 26,2 % evangelisch, 9,4 % bekennen sich zu verschiedenen orthodoxen Religionen, 8,7 % haben islamisches und 0,3 % jüdisches Bekenntnis.
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Festung Europa

Was in den 50er Jahren als wirtschaftlicher Zusammenschluss einiger Kernstaaten Westeuropas begann, ist heute auf dem Weg zu einem ganz Europa umfassenden Staatenbund. Die Zukunft Europas wird durch den EU‑Binnenmarkt und den europäischen Wirtschaftsraum bestimmt.

Formen der wirtschaftlichen Integration

Der Zusammenschluss mehrerer Staaten, die im Handel miteinander Zölle und mengenmäßige Beschränkungen abbauen, bezeichnet man als Freihandelszone. Ein einheitlicher Außenzoll und gemeinsame Bestimmungen über Beschränkungen im Warenaustausch mit Drittländern sind in einer Freihandelszone nicht vorgesehen.

Jeder Mitgliedstaat kann im Handel mit der übrigen Welt eine autonome Politik betreiben.

Weiter als die Freihandelszone geht die Zollunion – ein gemeinsamer Zolltarif und einheitliche Handelsvorschriften gegenüber Drittländern werden von den Mitgliedsstaaten festgelegt.

Eine Wirtschaftsunion ist die höchste Form der wirtschaftlichen Integration, die schon einem 

Bundesstaat nahe kommt. Hier werden sämtliche wirtschaftliche Befugnisse auf Gemeinschaftsorgane übertragen. In einer Währungsunion stehen die nationalen Währungen zueinander in fixen Paritäten. 

Die Behörden – wer hat die Macht in der EU?

Die 15 Staats- und Regierungschefs bestimmen auf ihren Gipfeltreffen die Richtlinien der Politik. Die Entscheidung des Rates wird von den Kommissaren umgesetzt.  Sie können durch eigene Gesetzesvorschläge die Europapolitik lenken. Sie überwachen die Einhaltung des EU-Rechts.
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Fremde in Europa (Migration)

Ein Bericht von Dragan Pavlovic.

Arten und Ursachen von Flucht und Migration 

M

ehr als 22 Mio. Menschen sind seit 1996 auf der Flucht. Sie mussten ihr Land wegen Hunger, Krieg und politischer Verfolgung verlassen. Weitere 25 Mio. sind als Flüchtlinge in ihrem eigenen Land unterwegs. Die meisten kommen aus den Entwicklungsländern Asien und Afrika. Auch in Europa müssen immer mehr Menschen ihre Heimat verlassen. 75 % der Flüchtlinge sind Kinder und Frauen. 

Die Ursachen für Flucht und Migration sind vielfältig und lassen sich in den seltensten Fällen auf einen einzigen Grund zurückführen. Armut, Kriege, Diktaturen und Umweltkatastrophen veranlassen viele Menschen ihre Heimat zu verlassen. Analysiert man die Ursachen genauer, so kann man zwischen strukturellen, also dauernd bestehenden und akuten, also plötzlich auftretenden Fluchtmotiven unterscheiden. Viele Flüchtlinge kommen aus sozialen und wirtschaftlichen Notstandsgebieten. 

	Herkunftsland
	Hauptasylländer
	Anzahl der Flüchtlinge

	Irak
	Iran, Syrien, Saudi-Arabien, Westeuropa
	630 700

	Somalia
	Äthiopien, Kenia, Jemen, Dschibuti, Westeuropa
	524 400

	Burundi
	Tansania, Dem. Rep. Kongo, Ruanda, Sambia
	515 800

	Liberia
	Guinea, Cote d'Ivoire, Ghana, Sierra Leone
	486 700

	Bosnien und Herzegowina
	Jugoslawien, Deutschland, Kroatien, Österreich, Schweden, Schweiz
	420 000

	Sudan
	Uganda, Dem. Rep. Kongo, Kenia, Äthiopien
	351 300

	Kroatien
	Jugoslawien, Bosnien und Herzegowina
	342 000

	Sierra Leone
	Guinea, Liberia, Gambia, Cote d'Ivoire
	328 300

	Vietnam
	China, Frankreich, Schweden, Schweiz
	316 000


Asyl und Integration in Österreich 

Jahrzehntelang galt Österreich als Muster einer freizügigen Asyl- und Einwanderungspolitik. Dadurch erlangte unser Land große internationale Anerkennung. Es kamen jedoch immer mehr Flüchtlinge nach Österreich, was natürlich die Gestaltung der Asylpolitik immer schwieriger werden ließ. Nicht nur Österreich, sondern auch viele andere Staaten Mittel- und Westeuropas sind zum Ziel der Flüchtlinge geworden. Immer mehr Menschen aus den Entwicklungsländern und dem Ostblock zieht es in den Westen. Deshalb haben sich besonders die von den Migrationsströmen betroffenen 

Länder entschlossen die Einwanderung einzuschränken. In Österreich wurde das Einwanderungsgesetz 1997 zuletzt novelliert. Das Gesetz sieht etwa 1600 Aufenthaltsbewilligungen pro Jahr vor. Nur Bürger aus EWR-Ländern bekommen automatisch eine Aufenthaltsbewilligung. Mit dieser neuen Regelung ist das Ansuchen um Asyl im Jahr 1997 drastisch zurückgegangen, jedoch im Jahr 1998 wieder angestiegen. Wer in Österreich oder auch anderen EWR-Ländern um Asyl ansucht, muss erst mal beweisen, dass er in seiner Heimat verfolgt wird. Doch gelten beispielsweise Wehrdienstverweigerung oder Vergewaltigung in Österreich - wie in den meisten europäischen Staaten - nicht als Asylgrund. 

Asylanträge in Österreich 

	Jahr
	Neuanträge
	positive Bescheide

	1990
	22 789
	  864

	1991
	27 306
	2 469

	1992
	16 238
	2 289

	1993
	  4 743
	1 193

	1994
	  5 082
	   684

	1995
	  5 920
	   993

	1996
	  6 991
	   716

	1997
	  6 719
	   639

	1998
	 13 805
	    500

	1999
	 20 129
	  3 393

	2000
	 18.063
	  1 002

	2001
	  30.135
	  1 114


Arbeitsmarkt und Migration 

Durch die EU-Osterweiterung befürchtet man in Österreich eine starke Zunahme an Einwanderungs- und Pendlerwellen. Viele bereits durchgeführte Studien sind zu völlig verschiedenen Zahlen der Einwanderer sowie der Pendler gekommen. Nach Angaben der EU-Kommission ist ein Flüchtlingsstrom von 335.000 Personen pro Jahr in der EU zu erwarten, davon werden 41.000 Flüchtlinge nach Österreich kommen. Die EU glaubt jedoch, dass die Zahl in einem Jahrzehnt EU-weit auf 150.000 Personen sinken wird. Die meisten Zuwanderer, nämlich 144.000 EU-weit werden aus den MOEL-Ländern Polen, Tschechien und Ungarn erwartet, davon ca. 17.600 Personen für Österreich. Diese Zahlen sollen jedoch bis 2010 EU-weit auf 72.000 und österreichweit auf 8.800 Personen verringert werden.

Grenzgänger- und Praktikantenabkommen 

Österreich hat schon im Jahr 1998 sämtliche Verträge mit den Beitrittsländern Ungarn, Tschechien, der Slowakei und Slowenien abgeschlossen. Diese Verträge beinhalten, dass Fachkräfte, die sich bis zu 1 ½ Jahre in Österreich beruflich und sprachlich weiterbilden möchten, dies trotz der Aufnahmequote dürfen. Hievon machten im Jahr 2001 1200 Grenzgänger sowie 600 Praktikanten Gebrauch. Dieses Abkommen wurde auch begrüßt, weil ein Fachkräftemangel, insbesondere in den Branchen  Metall, Holz, Kunststoff, Tourismus, Transport und Nahrungsmittel gegeben ist.

Zuwanderschicksale (junge Menschen in Europa) 

„Bis vor etwa sieben Jahren habe ich in Teheran als Buchhalterin gearbeitet, dann fing man an, die Stadt vom ‚Dreck’ zu säubern. Wir Baha'i (Angehörige der Baha'i-Religion) sind doch reiner Dreck im Iran. Alles wollten wir, nur niemals Flüchtlinge sein. Das Leben im Iran hat uns immer mehr und mehr in die Enge getrieben. 

Während der letzten zwei Jahre vor der Flucht konnten wir uns nicht mehr in der Öffentlichkeit blicken lassen, ohne uns zu gefährden und ohne unsere Baha'i-Freunde, unsere Familien und auch muslimische Freunde mitzugefährden.

Fluchtgedanken kamen uns vor allem wegen unserer Tochter Tahirih. Kurz vor unserer Flucht konnten wir nicht einmal mehr zu Hause wohnen. Wir bewegten uns nur mehr von Versteck zu Versteck.“ (Ayse aus Theeran)

„Ich stehe unter einer großen seelischen Belastung. Mit dem Kopf bin ich in Afghanistan, aber leben muss ich hier. In Afghanistan hatte ich als Beamter eine wichtige Position. Viele Leute grüßten mich auf der Straße. Und hier bin ich ein ‚Putzmann’. Ich putze Toiletten. Dieser soziale Abstieg ist sehr schwer zu verkraften. Überleben oder zu Grunde gehen ... das ist auch ein Krieg, ein ganz persönlicher, ein Krieg mit meinem Leben.

Aber ich will ja arbeiten, lieber noch diese Drecksarbeit, als ganz auf Unterstützung angewiesen zu sein. Viele Leute denken, dass wir nach Europa geflüchtet sind, weil wir zu Hause kein Essen, keine Arbeit, kein Geld hatten. Das ist aber nicht wahr. Ein Flüchtling verliert bei seiner Flucht sein ganzes bisheriges Leben, seine Identität. Es ist uns schon eine große Hilfe, wenn die Menschen hier etwas von unserem Schicksal, vom Krieg in unserem Land wissen möchten. Es braucht viel Zeit und große Geduld, bis wir uns an das neue Leben hier gewöhnen können.“

(Abdu aus Afghanistan) 

Saritha lebt mit ihrer Familie in einem kleinen Dorf in Bangladesch, dort, wo der Ganges ins Meer mündet. Seit sich Saritha erinnern kann, und das sind immerhin schon sieben Jahre, überschwemmt der Ganges jedes Jahr das Dorf. Saritha kennt die Sorgen ihrer Mutter, die Angst ihres Vaters. Die Überschwemmungen richten immer größere Schäden an. Gerade haben sie sich wieder notdürftig in ihrer Hütte eingerichtet, nachdem die größten Schäden der letzten Flut ausgebessert worden sind. Ihr Vater musste sehr viel Geld für die Hausrenovierung ausgeben. Ihre Mutter erzählt eben, dass ihre Nachbarn wegziehen werden. Saritha spürt, dass auch sie nicht mehr lange hier bleiben werden - doch wohin sollen sie? Ihr Vater redete erst gestern mit ihrer Mutter, ob sie wohl nach Indien gehen sollten. Doch zu viele Menschen suchen in Indien schon Arbeit und finden keine. 

(Saritha aus Bangladesch)


Tourismus – der Sektor mit dem höchsten Wachstumspotential

Ein Bericht von Canan Uzunkaya.

Urlaubsreisen – der Inbegriff von Freizeit
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D

er Urlaubsanspruch ist in Europa sehr ungleich geregelt. Die Dauer der Urlaubsreise hängt besonders von der Anzahl der Urlaubstage ab. Sie sind aber in Europa noch sehr ungleich verteilt.

80 % der Urlaubsreisen erfolgen von den Industriestaaten aus der Ersten Welt.

Nur rund 30 % aller Österreicher machen einen mehr als fünftägigen Urlaub.

Nur 5 % aus der Dritten Welt machen einen Urlaub.

Die Gesamteinnahmen aus dem Welttourismus betragen EUR 2.688.894.864,21.

Innerhalb von knapp fünfzig Jahren hat sich die Zahl der ausländischen Touristen auf das 23fache gesteigert. Die Einnahmen sind im selben Zeitraum auf das 200fache gestiegen. 10 % der Weltbevölkerung können es sich leisten, jährlich mindestens einmal Urlaub zu machen.

Massentourismus im europäischen Mittelmeerraum

Das Mittelmeer mit seinen Anrainerstaaten ist eines der wichtigsten Fremdenverkehrsgebiete der Welt. Obwohl die Umweltprobleme gewaltig sind, prognostiziert man ein Ansteigen des Tourismusstromes von ca. 100 Millionen Touristen im Jahr 1990 auf fast 350 Millionen internationale und inländische Touristen im Jahre 2025.

Côte d'Azur

Die Côte d'Azur zwischen Marseille im Westen und Menton nahe der italienischen Grenze im Osten, ist die bekannteste und am intensivsten genutzte Tourismusregion in Frankreich und eine der attraktivsten Ferienziele des gesamten Mittelmeerraumes.
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Wie in anderen intensiv genutzten Tourismusregionen hat der Massentourismus in Südfrankreich auch zu negativen Effekten geführt:

-Verbauung eines Großteils der Küste mit Hotels und Appartementhäusern

-Korruption lokaler Politiker im Zusammenhang mit Bodenspekulationen und prestigeträchtigen Immobilienprojekten (zB Bau von Jachthäfen und Hotels ohne Baugenehmigung)

-steigende Wohnungs- und Grundstückspreise durch Bodenspekulation
-hohe Lebenshaltungskosten durch den touristischen Zustrom im Sommer

-zunehmende soziale Gegensätze (Den hohen Wohnungspreisen und Lebenshaltungskosten stehen niedrige Löhne, ca. 50 % des Lohnniveaus in Paris, entgegen.)

-zunehmende Kleinkriminalität aufgrund steigender sozialer Probleme

-Umweltprobleme, wie Wasserverschmutzung und Verschmutzung von Stränden durch die hohe Bevölkerungsdichte im Sommer

Die Iberische Halbinsel – Massentourismus seit 30 Jahren

Das Land wurde durch den raschen Ausbau der Flughäfen zu einem beliebten Billigurlaubsziel für Deutsche, Skandinavier und Österreicher. 80 % der Urlauber lernen nur die Badezentren am Mittelmeer kennen, weite Teile des Landesinneren und damit viele kulturelle Sehenswürdigkeiten bleiben unentdeckt. 

Portugal wurde erst in den 80er Jahren vom Massentourismus entdeckt, vor allem die Algarve und die Hauptstadt Lissabon.

Der Massentourismus brachte auch gewaltige Änderungen im Alltag mit sich:

Die kulturellen Traditionen sind verschwunden oder zu Tourismusspektakeln verkommen. Der übermäßige Alkoholkonsum, gerade der Besucher aus den nördlichen Ländern macht nicht nur Spanien zu schaffen, und die Essgewohnheiten der Gäste haben die typisch spanische Küche in den Tourismuszentren grundlegend verändert. Die in aller Welt beheimatete Fast-food-Verpflegung hat auch hier die regionale Küche verdrängt.
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Als Hauptsünden der touristischen Erschließung Spaniens werden allgemein angegeben:

-enormer Flächenverbrauch in Küstennähe

-Umgestaltung ehemaliger Fischerdörfer in Touristenzentren

-unangepasste Bauform, um möglichst viele Besucher auf engstem Raum unterbringen zu können

-hohe finanzielle Belastung des Staates durch Vorleistungen beim Ausbau der Infrastruktur

-zu starke Abwanderung aus der Landwirtschaft, wodurch es zur Verödung weiter Flächen kommt

-Wasserengpässe in den Sommermonaten und dadurch Nutzungskonflikt mit der Landwirtschaft

-mangelnde Abwasserentsorgung, dadurch starke Verschmutzung des Mittelmeeres
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Europa ist das meistbesuchte Reiseziel weltweit mit den vielfältigsten Touristenattraktionen in einer einzigen geografischen Region. Auf den Tourismus und die mit ihm verbundenen Tätigkeiten entfallen etwa 20 Millionen Arbeitsplätze und 12 % des BIP in der EU. Er ist einer der Sektoren mit dem stärksten Wachstum in der europäische Wirtschaft.

Tourismus in Österreich

Dem Tourismus kommt in Österreich eine überragende wirtschaftliche Bedeutung zu. Einerseits deckt der Überschuss aus der Reiseverkehrsbilanz mehr als die Hälfte des österreichischen Handelsbilanzdefizits. Andererseits sichert der Tourismus in vielen Regionen den Lebensunterhalt der dort lebenden Bevölkerung. Er schafft nicht nur Arbeitsplätze in Beherbergungs- und Gastronomiebetrieben, sondern steigert die Nachfrage im lokalen Handel und Gewerbe. Die Einnahmen aus dem Tourismus ermöglichen den Gemeinden neue Investitionen in die Infrastruktur. Damit sichert der Tourismus den Lebensstandard ganzer Regionen, die sonst zu den peripheren Gebieten Österreichs gehören würden.

Folgen des Tourismusbooms

Der Tourismus hat in vielen Gebieten Österreichs solche Ausmaße erreicht, dass die Leistungsfähigkeit der Menschen und die Belastungsgrenze der Natur bereits überschritten werden:

In manchen Alpentälern liegt die Anzahl der Gästebetten deutlich über jener der einheimischen Bevölkerung. In den betroffenen Orten verkommen vielfach die sozialen Strukturen, der Lebensrhythmus der Bevölkerung richtet sich nur mehr nach der touristischen Nachfrage.

Steigende Ansprüche der Gäste führten ständig zu neuen Investitionen: leistungsfähigere Bergbahnen, größere Parkplätze, bessere Zufahrten. So gibt es in Österreich 22.000 km Skipisten, und die Zentren der Tourismusorte gleichen zur Hochsaison den Hauptgeschäftsstraßen großer Städte.

Die Gäste, welche Ruhe, Entspannung und Erholung suchen, stoßen auf Menschen, die als "Bereiste" im Arbeitsprozess stehen. Ihr Alltag ist durch unattraktive Arbeitszeiten, starke saisonale Schwankungen, geringe Bezahlung und niedriges Sozialprestige geprägt. Daher arbeiten in dieser Branche besonders viele Ausländer.

Seit einigen Jahren gehen die Nächtigungs-zahlen zurück und der österreichische Tourismus zeigt viele Anzeichen einer Strukturkrise. Dafür sind vielfältige Ursachen verantwortlich, die einerseits in internationalen Entwicklungen der Reisebranche begründet liegen, aber durch hausgemachte Probleme verstärkt werden: Flüge in ferne Inselparadiese sind billiger geworden als der Urlaub in Österreich. Meist bieten solche Pauschalreisen attraktive Angebote um wenig Geld. 

In Österreich haben die starke Steuerbelastung und der hohe Fremdkapitalanteil der Beher-bergungsbetriebe die Erträge schrumpfen lassen. Im Vergleich zu den hohen Preisen ist die Qualität des Angebots im internationalen Vergleich oft nicht konkurrenzfähig. Betroffen von der Flaute sind vor allem die traditionellen Tourismuszentren wie Kärnten und das Salz-kammergut, während sich der Städtetourismus und die Wintersportorte noch gut behaupten können.

Auch die Gästestruktur hat sich gewandelt. Typische Österreich-Urlauber werden immer älter.

Die Auswüchse des Massentourismus zu verhindern und dennoch die wirtschaftlichen Errungenschaften des Tourismus zu sichern, stellt eine schwierige Aufgabe dar. Ein Ansatz dazu ist das Konzept des sozial und ökologisch vertretbaren "sanften“ Tourismus. Dazu ist 

erforderlich, dass alle an diesem Wirtschaftszweig Beteiligten umdenken.

In vielen Tourismusgemeinden haben die bereits vorhandenen Belastungen durch den Reiseverkehr und die Angst vor dem Ausbleiben des Gästestroms zu einigen Korrekturen der bisherigen Entwicklung geführt: Die weitere Erschließung der Gebirgsregionen durch Lifte und Straßen wird in den westlichen Bundesländern gestoppt. In vielen Orten gibt es Fußgängerzonen während der Hauptsaison, in Großstädten (z.B. Salzburg) gibt es Beschränkungen für den Bustourismus.

Wesentlich schwieriger ist die zeitliche Entflechtung der Gästeströme: An- und Abreisetag ist meist der Samstag: Ein Ausweichen auf andere Tage stößt bei den Beherbergungsbetrieben auf wenig Gegenliebe. Völlig ungelöst ist das Problem des Anreiseverkehrs: Nur ein geringer Prozentsatz der Gäste kommt mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Die Freiheit der Urlauber, das eigene Auto zu benützen, bedeutet jedoch eine enorme Belastung der Bevölkerung an den Transitrouten, aber auch für die anwesenden Feriengäste. Um dem alljährlichen Verkehrschaos zu Beginn der Semesterferien entgegenzuwirken, wäre es vielleicht möglich, die Schulferien breiter zu streuen und die Ferienwoche – auch innerhalb einzelner Bundesländer unterschiedlich – in der Zeit von Mitte Jänner bis Mitte März abzuhalten.

Die Osterweiterung bringt ein Wachstumspotential für den heimischen Tourismus

Bis zum Jahr 2020 erwartet Österreich leichte Marktanteilsgewinne in Europa und

stetige jährliche Zuwachsraten von rund zwei Prozent. Ein enormes Wachstumspotential bieten die EU-Erweiterungskandidaten. 200.000 bis 300.000 zusätzliche Nächtigungen könnten schon bald auf die Bürger dieser Länder entfallen. Pro Jahr werden in Österreich rund 115 Mio. Nächtigungen gezählt. Bis jetzt kommen Tschechen, Polen und Ungarn auf je rund 800.000 Österreich-Nächtigungen pro Jahr.

Vor allem Österreich, Deutschland und Italien würden aus touristischer Sicht besonders von der Erweiterung profitieren. Immer wichtiger werden aber für die Hoteliers die Inländer: Die Zuwachsraten bei den Vier- und Fünfsternbetrieben in Österreich sind in erster Linie auf die eigenen Landsleute zurückzuführen.

Die Zukunft des internationalen Tourismus

In dem Buch „Die Zukunft des internationalen Tourismus“ hat der Wifo-Experte Egon Smeral Trends skizziert. Seine Langfristprognosen für den Tourismus beruhen in erster Linie auf der angenommenen Entwicklung der Einkommen. Diese sind in der Regel relativ realistisch, weil sich kurzfristige Einbrüche, etwa nach einem 

Krieg oder einem Terroranschlag wieder ausgleichen.
-Kurzurlaube werden bis 2020 an Bedeutung gewinnen, ebenso der Gesundheitstourismus.
-Das Qualitätsbewusstsein der Konsumenten wird steigen.
- Ein wichtiger Faktor werden auch „künstliche“ Destinationen“ wie Freizeitparks sein.

Diese müssten aber zu einem Land passen, also in Österreich eher eine Biedermeier- oder Walzerwelt als ein Westerndorf.

Österreich – ein bedeutendes Transitland (... und unsere Umwelt?)

Ein Bericht von Anja Kammerer und Daniela Kurz.

Transitland Österreich

T

ransitverkehr ist der Verkehr, der täglich durch Österreich rollt, um an ein ferneres Ziel zu gelangen.

Vom gesamten Gütertransport zwischen Italien und Nordeuropa in der Höhe von 52 Mio. Tonnen, laufen 40,4 % über Österreich. Die Transportmenge, die als Transit nach Südosteuropa läuft, beträgt dagegen nur 3,2 Mio. Tonnen. Die Gründe für den angestiegenen Straßengütertransit in Österreich, vor allem über den Brenner, reichen vom gestiegenen Wohlstand über den Ausbau der Straßenverbindungen bis zur Installation des gemeinsamen Marktes in der EU und den zahllosen Subventionen für Fahrten innerhalb der EU-Staaten BRD und Italien. Weitere besondere Gründe sind das kräftige Wirtschaftswachstum im freien Europa seit den 50er Jahren, die internationale Verflechtung und Schaffung eines größeren Warenmarktes durch die EU, die Arbeitsteilung in Produktions- und Verteilungsbetriebe, der Ausbau des österreichischen, deutschen und italienischen Autobahnnetzes und politische Veränderungen durch die Öffnung der ehemaligen Ostblockstaaten.

Die Alpen als bevorzugtes Urlaubsgebiet und natürliches Hindernis 

Die Alpen sind 1200 km lang und 250 km breit. Sie erstrecken sich vom Westen Südfrankreichs bis in den Osten Österreichs. Die ersten Wege über die Alpen konnten nur unter größten Anstrengungen zu Fuß oder mit Tragtieren 

bewältigt werden. Die Römer bauten vor 2000 Jahren die ersten befestigten Straßen über die Alpen. Heute ist die schnellste Verbindung, um die Alpen zu überqueren, die Tauernautobahn. Durch den Ausbau der Straßen in die österreichische Alpenregion, sind diese zu einem beliebten Urlaubsgebiet geworden. Damit in Verbindung steht jedoch auch ein Anwachsen des Urlauberverkehrs.

Räumliche Mobilität und Verkehr

Genau wie in allen anderen Industrieländern hat auch in Österreich die räumliche Mobilität der Bevölkerung sehr stark zugenommen. Sich jederzeit ungehindert bewegen zu können ist zu einer der Grundfreiheiten unserer Gesellschaft geworden. Durch den Verkehr ist die Belastung für Mensch und Umwelt stark gestiegen und sie hat in manchen Regionen ein gesundheitsgefährdendes Maß angenommen. Man versucht jetzt umweltfreundliche Verkehrsträger wie Schiff und Bahn mehr zu fördern. Der weiteren zügellosen Zunahme des Autoverkehrs sollen Grenzen gesetzt werden.

Österreich spielt in der EU eine bedeutende Rolle. So verbinden Straßen und Eisenbahnen, aber auch Luft- und Wasserwege das westliche mit dem östlichen sowie das nördliche mit dem südlichen Europa. 

Flugverkehr

Ganz besonders nimmt die Mobilität im Flugverkehr zu. Denn das Fliegen ist in den letzten Jahren zunehmend billiger geworden und die Österreicher benutzen für Urlaubs- und Geschäftsreisen immer mehr das Flugzeug. 

Doch jede Entwicklung trägt auch Nachteile in sich. Die Einwohner in Flughafennähe klagen wegen Lärmbelästigung. Außerdem trägt der Flugverkehr stark zur Klimabelastung bei.

Bereits 30 % aller durch den Verkehr hervorgerufenen klimarelevanten Luftschadstoffe stammen aus Flugzeugen.
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Straßenverkehr: Tendenz steigend

Autobahnen werden immer mehr ausgebaut. Die Finanzierung wird zu einem immer größeren Problem, da die Ausbauten aufwändiger, sicherer und damit auch teuerer sind. In den letzten Jahren mussten immer höhere Kredite aufgenommen werden. Die Mautstellen erhalten mit ihren Einnahmen nur einen Bruchteil der Ausgaben zurück. Das Mautsystem sollte einerseits die Finanzierungskosten des Straßenbaus abdecken, andererseits zur Entlastung der Transitrouten und zur Verlagerung des Schwerverkehrs auf andere Verkehrsträger (Schiff, Bahn) führen. 

Alte und neue Bahn

Das 6.300 km ausgebaute Schienennetz in Österreich ist schon ziemlich veraltet, da das Geld in der Vergangenheit hauptsächlich für den Bau neuer besserer Straßen zur Verfügung gestellt wurde. 

Da das Gesamtverkehrsaufkommen in Österreich ständig steigt und auch andere europäische Länder ihr Eisenbahnnetz verstärkt zu Hochgeschwindigkeits- und Hochleistungsstrecken ausbauen, haben sich auch die ÖBB zu einer Umstrukturierung entschlossen. Mit dem Konzept "Neue Bahn", das Ende der Achtzigerjahre angelaufen ist, wurden zahlreiche Strukturverbesserungen in Angriff genommen.

EU-Studie prophezeit Verkehrs-Kollaps

Eine Studie im Auftrag der EU bezieht sich auf die Verkehrssituation im europäischen Raum. Sie weist darauf hin, dass mit der Vollendung des Binnenmarktes eine schwere Krise des europäischen Verkehrssystems zum Ausbruch 

kommen wird. Unser bisheriges System ist der künftigen, großen Verkehrsbelastung nicht mehr gewachsen. Mögliche Folgen könnten sein: Verkehrskrisen werden das System lahm legen, das wirtschaftliche Wachstum wird gebremst, der Umweltschaden wird vergrößert und das Gleichgewicht in den peripheren und zentralen Gebieten des Kontinents wird zerstört. 

Um die Probleme lösen zu können, empfiehlt die Studie vor allem eine Gesamtpolitik, die das gesamte Verkehrssystem auf internationaler Ebene berücksichtigt.

Österreichs Rolle in der europäischen Verkehrspolitik

Der Güterverkehr von, nach und durch Österreich hat sich in den letzten Jahren um vieles gesteigert. Da Österreich zwischen Ländern liegt, die Waren austauschen, werden diese durch unser Land transportiert. Mehrere große Fernverkehrsrouten verlaufen durch das österreichische Staatsgebiet. 

Die Brennerroute wird besonders oft gewählt, weil dies der niedrigste Passübergang über die Alpen ist und weil die Schweiz den Straßentransit durch rigorose Beschränkungen weitgehend auf ihre Nachbarländer Österreich und Frankreich abwälzt. So gilt in der Schweiz noch bis 2004 für Lkws eine Beschränkung von 34 t Höchstgewicht, in Österreich 38 t mit einer Toleranz bis 40 t, in der übrigen EU 40 t. Das ist der Grund, warum durch Österreich zwanzigmal so viele Güter transportiert werden als durch die Schweiz. 

Alpentransit

Viele der heutigen Transitstrecken durch die Alpen erweisen sich zumindest in den Zeiten erhöhten Verkehrsaufkommens der Belastung nicht mehr gewachsen. Außerdem kommen noch ökologische Probleme hinzu. Die Umwelt wird zunehmend mehr mit Lärm und Abgasen belastet, wodurch die Lebensqualität der Bewohner stark beeinträchtigt wird.
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Die Schweiz hat eine Entscheidung getroffen, die sich in Österreich leider noch nicht durchgesetzt hat. In der Schweiz wird der Transitverkehr bis zur Grenze auf die Schiene verlagert. 

Österreich hat sich beim Beitritt der EU dafür entschlossen, dass die Verkehrs- und Transitproblematik in Abstimmung mit der EU-Verkehrspolitik bewältigt werden soll. Unser Land hat sich beim Beitritt auch dazu verpflichtet, verstärkt in sein Schienennetz zu investieren und den kombinierten Verkehr zwischen Straße und Schiene zu fördern. Die EU erklärt sich bereit, Österreich beim Ausbau der die Alpen querenden Bahnverbindungen finanziell zu unterstützen. Dafür kann der Transitvertrag schon nach einer kürzeren Laufzeit auslaufen, wenn die darin vorgesehenen Ziele erreicht sind. Nachdem mit dem Beitritt der EU der Lkw-Verkehr steuerlich bevorzugt wurde, hat die Bahn jedoch weiter an Bedeutung verloren. 

In Österreich versucht man schon seit Jahren, den Transitverkehr von der Straße auf die Schiene zu verlagern. Bisher war der Ausbau der Verkehrswege in Europa auf die Nord-Süd-Verbindungen über die Alpen konzentriert. Mit der Aufnahme der osteuropäischen Beitrittswerber zur EU muss verstärkt in die Verbesserung der Ost-West-Achsen investiert werden, insbesondere in die Schiene. Der Verkehr in Österreich und auch in den anderen europäischen Ländern ist viel zu billig, denn die Transportpreise vernachlässigen die Umweltbelastungen der einzelnen Verkehrsträger.

Zukunftschancen

Nach Schätzung von Experten würde allein die Beseitigung von Engpässen im Bahnreiseverkehr auf der 1500 Kilometer langen Strecke Paris – Budapest zu einem positiven gesamtwirtschaftlichen Effekt in Höhe von zwei Mrd. Euro jährlich führen. Die Zahl der Passagiere könnte sich von 47 auf 61 Mio. pro Jahr erhöhen, wenn die Fahrzeiten verkürzt und Engstellen durch Ausbaumaßnahmen beseitigt werden. Die Kosten für den weiteren Ausbau der gesamten Strecke würden insgesamt rund 15 Mrd. Euro betragen.

Für den Eisenbahngüterverkehr ist bis 2015 ein Wachstum von 50 % prognostiziert, für die Straße von 300 %. Diese Entwicklung würde nicht nur im Schnitt pro Jahr rund 14.000 Arbeitsplätze sichern, sondern es würden im Personenverkehr zum Teil enorme Fahrzeitverkürzungen erreicht werden.

Mit der Erweiterung der Europäischen Union nach Osten hat Österreich die Chance, seine Position im Donauraum wieder zu gewinnen.  

EU-Erweiterung

Eine Chance für die Grenzregionen?

Ein Bericht von Christoph Lagler und Ursula Raunig.

Grenzregionen

M

it 1300 km bilden die vier Länder Slowenien, Slowakei, Tschechien u. Ungarn die größte EU-Außengrenze zu Österreich. Unser Land unterstützt Projekte in den Grenzregionen durch spezielle Finanzierungsmaßnahmen. Diese Projekte sollen für die mittel- und osteuropäischen Länder sowie für Grenzregionen von großem Vorteil sein.

Osterweiterung durch die EU

Durch die Osterweiterung wird Österreich in naher Zukunft nicht mehr am Rande zu den EU-Nachbarn stehen, sondern das Herz in der EU-Gemeinschaft bilden. Es werden daher auch viele Arbeitskräfte nach Österreich kommen, was in manchen Branchen sehr vorteilhaft sein kann. Die Grenzen in der Vergangenheit haben den heimischen Grenzregionen geschadet und nicht geholfen.

Nun besteht durch die Osterweiterung die Möglichkeit, gemeinsame Kooperationen mit Unternehmen aus mittel- und osteuropäischen Ländern zu nutzen, was sehr wichtig ist. Die Unternehmen wurden auch aufgefordert, gemeinsame grenzüberschreitende Strategien zu entwickeln.

Fakten und Chancen der Grenzregionen

Für die Grenzregionen der EU stehen insgesamt 17 Mrd. Euro im Zeitraum zwischen 2000 bis 2006 zur Verfügung. Diese Gelder können zur Förderung von Ziel 1 und Ziel 2 Projekten verwendet werden. Alleine Österreichs Grenzregionen erhalten bis 2006 für Ziel 1 und Ziel 2 Regionen 889 Mio. Euro. 

Durch die Ostöffnung konnte man in den Grenzregionen viele Arbeitsplätze schaffen und Branchen wieder aufleben lassen. Dadurch ist auch das Wachstum der Bevölkerung in diesem Gebiet angestiegen. Die Menschen nahmen die Osterweiterung insgesamt sehr positiv auf. Viele sehen darin eine große Chance, es gibt natürlich aber auch eine große Zahl an Skeptikern. Leider wird auch der Güterverkehr durch die Öffnung der Grenzen zunehmen. Dies könnte man verhindern, wenn man für die Zukunft den Ausbau des Bahn- und Wasserverkehrs vorsieht. Eine mögliche Chance für Arbeitsplätze in den EU-Beitrittsländern besteht in einem notwendigen Ausbau der Infrastruktur in den mittel- und osteuropäischen Staaten. Wenn österreichisches „Know-how“ gefragt ist, könnten sich österreichische Unternehmen an Projekten in diesen Ländern beteiligen. 

Vorausschau: Wirtschaftliche Situation der Grenzregionen

Österreich steht bis 2006 allein für die Grenzregionen rund 1 Mrd. Euro zur Verfügung. Dieser finanzielle Rahmen wurde erst zu 10 % ausgeschöpft. Österreich läuft Gefahr, einen Teil der Förderungen zu verlieren. Im Gegensatz zu bisherigen EU-Förderprogrammen gibt es nämlich bei der Grenzlandförderung ein „Ablaufdatum“. Werden die Gelder für ein bestimmtes Projekt zwei Jahre nach der Bindung der Mittel an dieses Projekt nicht abgerufen, verfällt die Förderung. Zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen fordert die WKÖ (Wirtschaftskammer Österreich) die versprochene Senkung der Lohnnebenkosten und die Senkung der Steuern auf nicht entnommene Gewinne.

Das Engagement heimischer Betriebe in Osteuropa macht sich in der Außenhandelsstatistik deutlich bemerkbar. Steigendes Exportvolumen (plus 8,5 Prozent auf 10,03 Mrd. Euro) bei gleichzeitig rückläufigen Importen (7,47 Mrd. Euro) bewirkte in den ersten drei Quartalen des Jahres einen Ausfuhrüberschuss. Bei ausländischen Direktinvestitionen in Osteuropa liegt Österreich an vorderster Stelle. Insbesondere in den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawiens erreicht der Anteil im Schnitt mehr als 21 Prozent, in Slowenien sogar 48 Prozent.
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Großes Potential in den nächsten Jahren sieht der Leiter der Außenwirtschaft Österreichs im Agrar-Handel mit den künftig neuen EU-Mitgliedern. 

Agrarsektor

Folgen des EU-Beitritts für Österreich:

Bis 1994 war der Agrarmarkt weitgehend von den einzelnen Staaten organisiert. Die Erzeugerpreise für die Landwirte und die Verbraucherpreise für die Konsumenten wurden durch Marktordnungsgesetze geregelt. Seit dem EU-Beitritt können heimische Produkte leichter in EU-Länder transportiert werden und Österreich muss den Binnenmarkt voll öffnen. Die Agrarpreise sind gesunken. Deshalb machen die österreichischen Bauern deutliche Einkommensverluste. Sie sind auch auf öffentliche Förderungen angewiesen. Der Binnenmarkt hat ein schnelleres Wachstum hervorgerufen, die sich daraus ableitenden Preissenkungen haben den Strukturwandel beschleunigt.

Landwirtschaft in Europa – ein geschichtlicher Rückblick

Der Binnenmarkt hat großen Einfluss auf den Agrarsektor in der europäischen Union. 

Preissenkungen und sinkende Transportkosten bewirken, dass sich in der Agrarindustrie ein Strukturwandel vollzieht.

Bei der Gründung der EWG (europäischen Wirtschaftsgemeinschaft) mussten viele wichtige Agrarprodukte selbst erzeugt werden. Die Produktivität stieg durch den Einsatz der Technik in den Bereichen Ackerbau und Viehzucht. Bei tierischen Produkten und Getreide konnten sich die EWG-Länder schon in den siebziger Jahren selbst versorgen. Für 70 % der Agrarerzeugnisse bekamen die Landwirte bis 1988 einen Stützpreis und hatten Absatzgarantien. Wenn der Ertrag der Ernte besonders hoch war, hatten sie die Garantie 70 % der Produkte verkaufen zu können. Wenn die Ernte wegen anhaltender Trockenheit schlecht ausgefallen war, bekamen die Bauern trotzdem einen Stützpreis. Produkte wie Eier und Geflügel wurden durch hohe Zölle vor billigen Einfuhren aus den nicht EU-Staaten geschützt. 

Später gab es in der EU Mengenbegrenzungen für bestimmte Produkte und besonders die Bauern in benachteiligten Regionen wurden unterstützt. Damit das Ziel eines einheitlichen Marktes erreicht werden konnte, mussten die Bauern vor dem EU-Beitritt selbst dafür sorgen, dass ihr Produkt verkauft wurde.

Die Zielsetzung der Agrarpolitik besteht in der Versorgungssicherheit, in preisgünstigen Nahrungsmitteln und einem angemessenen Lebensstandard für Landwirte. Das Preisniveau soll sich von den anderen Preisen am Weltmarkt unterscheiden. Ein Strukturwandel entsteht mit dem Rückgang der Vollerwerbsbetriebe, dem Zunehmen der Betriebsgröße und der abnehmenden Zahl von Arbeitskräften. Preisgünstige Produkte sind häufig umstritten, da sie aus konventioneller Landwirtschaft stammen.
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Bei der konventionellen Landwirtschaft werden Düngemittel und Schädlingsbekämpfungsmittel eingesetzt. Die Massentierzucht ist ein weiteres Kriterium genauso wie die Gentechnologie

Eine Alternative ist die biologische Landwirtschaft. Sie bietet mehr Menschen Arbeit als die konventionelle Landwirtschaft und besteht aus einer Kombination von Ackerbau und Viehzucht. In der biologischen Landwirtschaft werden natürlicher Dünger und naturbelassenes Futter eingesetzt, ebenso wie widerstandsfähigere Pflanzenarten.  Durch strenge Überwachungskriterien werden zwar teurere, aber gesündere Produkte auf den Markt gebracht, die zur Zeit in Österreich einen guten Absatz finden. Vielleicht entsteht hier eine neue Chance für Familienbetriebe.

Agenda 2000 

Die Agenda 2000 ist ein Dokument der Europäischen Kommission, welches neue Vorschriften beinhaltet.

Zu diesen Reformen zählen die Reform der Institutionen (im Parlament sollen schnellere Entscheidungen getroffen werden), die Reform der Strukturfonds (es soll weniger Förderziele und weniger Mittel zur Förderung geben), die Reform der Agrarpolitik und die Einigung zur Finanzierung der EU. Produkte sollen gemeinsam verarbeitet und vermarktet werden, damit hochwertige Nahrungsmittel hergestellt werden können. Weiters soll nicht nur Geld an die Bauern ausbezahlt werden, sondern es bekommen auch die anderen Bewohner des ländlichen Raums eine finanzielle Unterstützung. 

Man weiß, dass diese Reformen durchgeführt werden müssen, aber wie sie durchgeführt werden sollen, ist noch nicht klar. Belgien, Luxemburg und Österreich wollen wenig verändern, da ihre Landwirtschaft stark auf den heimischen Markt ausgerichtet ist. 

Viele sind der Meinung, dass die EU nicht so viel Geld in den Agrarsektor bringen soll, sondern mehr in soziale Anliegen, Forschung und Technologiepolitik investieren soll. Die EU hält die Hälfte ihres Budgets für die Landwirtschaftspolitik zur Verfügung. Mit dem Beitritt der Ostblockstaaten kann nicht mehr alles finanziert werden. Die USA verlangen, dass die EU nicht mehr so viele hochsubventionierte Produkte auf dem Weltmarkt verkaufen soll. Die Nettozahler (Großbritannien und Schweden) sind nicht mehr bereit, so viele Mittel für die Agrarpolitik aufzubringen. 

Industrie

Als im Jahre 1980 die Stahlkrise einsetzte, kamen sehr schwere Zeiten auf die österreichische Industrie zu. In diesen Jahren gingen aufgrund dieser Krise sehr viele Arbeitsplätze verloren. 

Es musste in dieser Zeit viel Personal abgebaut werden. Um aber neue Arbeitsplätze für die abgebauten Menschen zu finden, wurden neue Betriebe aufgebaut und gefördert. Durch den Zusammenbruch der Ostblockstaaten und der Öffnung der Grenzen konnten vor allem Konsumgüter in ostmitteleuropäische Städte exportiert werden. Es entstand dadurch aber auch für österreichische Unternehmer eine Konkurrenz und manche kamen dadurch in wirtschaftliche Schwierigkeiten.
Die Entwicklung der österreichischen Industrie war in den letzten Jahrzehnten durch große Anstrengungen gekennzeichnet. Es gelang zwar den Abstand zu den größeren Industrienationen deutlich zu verkleinern, dahinter standen aber sehr viel Mühe und Aufwand. Die Exporte stiegen an, da der freie Außenhandel sehr stark zunahm. Dies löste aber auch eine Verschärfung der Wettbewerbssituation aus. Auf Grund dessen wanderte man mit der Produktion in Niedrigpreisländer, wie zB Ostmitteleuropa oder die Länder der Dritten Welt ab. 

Die österreichische Industrie wurde vor allem durch das West-Ost-Gefälle geprägt:

Durch die gute Lage von Westösterreich hatten diese Bundesländer in der Vergangenheit große Vorteile, denn sie lagen zwischen zwei EU-Industrieländern. Die Industrie  im Osten des Landes wurde durch die Grenze zu den Ostblockstaaten behindert. Die Betriebe konnten sich nach dem 2. Weltkrieg erst nach dem Abzug der russischen Besatzung modernisieren, da russische Truppen einen Großteil des Maschinenparks demontiert und nach Russland transportiert hatten.

Die Industriezone, welche sich zwischen dem Wiener Becken und der Mur-Mürz-Furche entlangzieht, hatte eine verkehrsmäßig sehr ungünstige Lage. Auf dieser Strecke waren vor allem Betriebe der Grundstoffindustrie angesiedelt. Durch einen starken Wirtschaftsaufschwung in den 80iger Jahren konnten sich die Betriebe im Osten sehr gut erholen und das West-Ost-Gefälle verringerte sich. 

Durch den Beitritt Österreichs zur EU gab es eine sehr positive Entwicklung im Bezug auf den Wirtschaftsstandort.

	Vorteile
	Nachteile

	Qualifizierte Mitarbeiter
	hohe Lohnkosten

	Gutes Ausbildungssystem
	strenge Umweltschutzgesetze

	Gutes soziales Klima
	übermäßige Bürokratie

	Geringe Streikrate
	hohe Steuerbelastung

	Stabilität in Politik u. Währung
	unterentwickelter Kapitalmarkt


Aufbruch im Osten?

In den Ländern Osteuropas gab es zwar einen Fortschritt im Bereich der Industrie, jedoch sehr wenige Fortschritte in den Bereichen Technologie und Umweltschutz. Diese Länder entsprechen kaum dem Standard der westlichen Länder.  Manche Ostblockstaaten liegen nahe an der EU. Bei diesen Ländern besteht die Hoffnung auf einen industriellen Aufschwung.

Von der Plan zur Marktwirtschaft

Die kommunistischen Länder Osteuropas machten einen entscheidenden Strukturwandel durch.

Der erste Schritt zur Umstrukturierung war die Preisliberalisierung, d.h. die Preise wurden an die tatsächlichen Produktionskosten angeglichen. Die Subventionen mussten abgeschafft werden. Unter Subventionen versteht man Geldmittel, die der Staat für besondere Anlässe zur Verfügung stellt. Gehälter wurden eingefroren um eine Inflation zu verhindern. Die Zahl der Arbeitslosen musste abgebaut werden. Die Großbetriebe wurden in Klein-  und Mittelbetriebe zerlegt, die in der Folge in Konkurrenz zueinander standen. Große Industriebetriebe und Banken wurden in Aktiengesellschaften umgewandelt. Bestehende Klein- und Mittelbetriebe wurden privatisiert.

Die Strukturierung neuer Demokratien hat zwei Ursachen:

Manche Wirtschaftssektoren sind zu groß um in der Marktwirtschaft überleben zu können.  Dazu gehört zB die Schwerindustrie. Zweitens ist die Produktivität sehr niedrig. Die neuen Investitionen erforderten den Ankauf größerer Maschinen, um rationeller und billiger  produzieren zu können. Es musste auch eine Umschichtung der Arbeitsplätze erfolgen. Aus den Bereichen, in denen weniger Arbeitskräfte benötigt wurden (zB aus der Land- und Forstwirtschaft, aus der Schwerindustrie und aus dem Maschinenbau), erfolgte eine Umschichtung in die neuen Konsum- und Investitionsgüterbetriebe.
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Neue Standorte im Osten

Ein Standortvorteil in den kommunistischen Ländern sind die niedrigen Lohnkosten. 

Vor allem die Metropolen Europas, wie zB Tschechien und Ungarn können mit Investitionen aus dem Ausland rechnen. Die neue Industrie orientierte sich an den Siedlungs- und Verkehrsachsen.

Audi in Györ - Beispiel einer Industrieansiedlung

Der Standort Györ wurde von Audi aus folgenden Gründen ausgewählt:

-niedrige Lohnkosten

-gute Ausbildung der Arbeitskräfte

-industrielle Tradition und Erfahrung im Maschinen- und Fahrzeugbau
-billiger Baugrund

-Eisenbahnanschluss

-40 km bis zur österreichischen Grenze

-Zollfreiheit innerhalb der EU

Die sozialen Verlierer – neue Armut in Osteuropa

Die sozialen Folgen des Strukturwandels sind für westliche Verhältnisse kaum nachvollziehbar. Es gibt eine schmale Schicht der Superreichen. Den osteuropäischen Staaten fehlt es an dem nötigen Geld, da die Steuern der reichen Bevölkerung nicht berücksichtigt werden. Es gibt keine kostenlosen Kindergartenplätze und keine kostenlose Ausbildung. Es traten in letzter Zeit auch wieder Infektionskrankheiten wie Tuberkulose auf, weiters muss eine höhere Sterberate bei jüngeren Leuten festgestellt werden. Die Arbeitsplätze sind auch nicht mehr wie in der Vergangenheit gesichert. 

UNGARN

Übergang vom Kommunismus zum Kapitalismus

Ein Bericht von K. Danijel und K. Beatrix.

Geschichte

U

m 886 drangen die, der finnisch-ugrischen Sprachgruppe angehörenden Madjaren unter der Führung von Arpád auf dem Madjarenweg über die Waldkarpaten in das Pannonische Becken ein und vermischten sich mit den dort ansässigen Slawen. Unter Géza wurden im 10. Jahrhundert die weitgehend unabhängigen Stämme zu einem Staat vereinigt, der unter Stephan dem Heiligen das Christentum annahm.
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Im Laufe seiner tausendjährigen Geschichte hat Ungarn seine räumlichen Ausdehnungen mannigfach gewechselt.

Ungarn hat es geschafft sich vom Pannonischen Becken bis zum Karpatenbogen einschließlich Siebenbürgen auszudehnen.

Bis zum Zerfall der Österreichisch-Ungarischen Monarchie  konnte Ungarn noch einige Gebiete für sich beanspruchen. Nach dem Zerfall musste es viele Gebiete an Österreich, Jugoslawien, Rumänien und die Tschechoslowakei abgeben, sodass es nur auf ein Drittel seiner damaligen Größe kam. Der Zweite Weltkrieg brachte nicht wesentliche Gebietsänderungen mit sich. 

Ab 1949 war Ungarn eine „Republik der Arbeiter und Bauern“. Die oberste Gewalt lag beim Parlament, das ein Präsidialkonzil mit einem Vorsitzenden an der Spitze wählte. Die eigentliche Macht übte das Zentralkomitee und das Politbüro der kommunistischen Partei aus, deren Erster Sekretär zugleich Ministerpräsident und Staatsoberhaupt war. 

Seit 1989 ist Ungarn eine Demokratie nach westlichem Muster. Jetzt hat sie einen sozialistischen Premier.

Budapest
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Dort, wo die nach Süden abgelenkte Donau in die Ungarische Tiefebene fließt, liegt Budapest. Der westliche, hügelige und viel kleinere Teil der Stadt Buda liegt hoch über der Donau bis 530 m über dem Meeresspiegel. Der östliche Teil, nur 110 m über dem Meeresspiegel, gehört bereits zur flachen Ungarischen Tiefebene. Von den 525 km2 Stadtfläche ist ein großer Teil noch unbebaut. Der Rest wird von Parks, Wasser, Landwirtschaftsfläche und Wäldern eingenommen. Die Stadt besitzt ein großes Zentrum. Nebenzentren, wie sie für viele westliche Großstädte typisch sind, werden immer mehr ausgebaut. Es gibt viele riesige Warenhäuser, die sogar an Sonntagen geöffnet sind.
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Budapest ist mit drei U-Bahnlinien, 38 Tramlinien und 220 Buslinien vernetzt. Die Verkehrsmitteln bedienen ein Streckennetz von 1330 km. Pro Jahr werden 1,6 Milliarden Fahrgäste befördert.  Budapest ist die größte Industriestadt des Landes. Allerdings wurden Maßnahmen getroffen, Fabrikanlagen vermehrt auch in anderen Teilen Ungarns anzusiedeln. Gleichwohl sind immer noch 40 % aller Budapester Arbeitnehmer in der Industrie und im Gewerbe tätig

Die wichtigsten Branchen sind die Maschinen- und Fahrzeugindustrie sowie die chemische und pharmazeutische Industrie. Es wurden zum Beispiel Züge in verschiedene Teile der Welt geliefert. Ungarische Lokomotiven werden sogar in New Zealand eingesetzt.

Budapest entwickelt sich immer mehr zum Messe- und Handelszentrum Osteuropas. Auch westliche Banken haben hier Niederlassungen. Das Bankwesen wird immer mehr entwickelt. 
Nördlich des Burgberges beginnen jene sanften Hügel und Hänge, die sich die hauptstädtischen Millionäre für ihre prächtigen Villen ausgesucht haben, ein ausgedehntes Gelände. In den Reservaten der Reichen ist es still, wie überall, wo Reiche wohnen. 
Die Váci utca ist eine autofreie, auf Hochglanz restaurierte Fußgängerzone, ein westlich getöntes Einkaufsparadies und ein nostalgisches Illusionskabinett. Hier geht es leise, freundlich und entspannt zu, und die Luft ist angenehm. Die Schaufenster reihen sich wie Perlen aneinander, prunken mit Pelzen, teuren Schuhen und feinen Tüchern.

Auf diesem sorgfältig restaurierten historischen Plateau mit seinen mittelalterlichen Gassen und Gässlein wimmelt es von Touristen. Jedes zweite Haus - so scheint es - steht unter Denkmalschutz.
Wirtschaftsstruktur Ungarns

Ungarn war von 1945 bis 1989 durch die kommunistische Planwirtschaft geprägt. Im Gegensatz zur westlichen freien Marktwirtschaft bestanden hier kaum Privatbetriebe, sondern fast ausschließlich verstaatlichte Großbetriebe. Das bedeutet, dass der Staat der alleinige Besitzer von Kapital war. Waren und Dienstleistungen wurden nicht nach den Bedürfnissen der Bevölkerung  produziert und angeboten, sondern nach den Vorgaben einer zentralen Planbehörde. Diese Planbehörde erstellte alle fünf Jahre Pläne für die Produktion.

Vorteile des Kommunismus:

sichere Arbeitsplätze

billige Wohnungen

gute und kostenlose Ausbildung

funktionierendes Gesundheits- und Altersversorgungssystem

Nachteile des Kommunismus:

bescheidenes Einkommens- und Konsumniveau

Versorgungsengpässe bei Konsumgütern

starke Bürokratie

politische Unterdrückung (Ein-Parteien-Herrschaft)

Die Nachteile des Wirtschaftssystems führten 1989 zum Zusammenbruch des Kommunismus in Ungarn. Langsam erfolgte der Übergang – auch Transformation genannt – vom Kommunismus zur freien Marktwirtschaft.
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Ungarn war zwar ein Industrieland, doch die Wirtschaftsentwicklung war nicht so fortgeschritten wie die des Westens.

Die Transformation wirkte sich auf die Bevölkerung wie ein Schock aus. Viele Politiker sahen darin allerdings einen heilsamen Schock, weil eine Wiederkehr der alten kommunistischen Zeiten damit ausgeschlossen schien.

Innerhalb von wenigen Monaten explodierten die Preise, die jahrzehntelang auf niedrigem Niveau eingefroren waren. Die damals staatlichen Betriebe wurden privatisiert. Die neuen, westlich orientierten Unternehmen, entließen Tausende Arbeitskräfte, weil in den Jahren der Transformation nicht genug Arbeitsplätze geschaffen wurden.

Neben den wirtschaftlichen Problemen, welche die Transformation mit sich brachte, ist die Umweltverschmutzung ein erwähnenswerter Punkt. Im Kommunismus wollte man die geplanten Produktionszahlen um jeden Preis erreichen, auch auf Kosten der Umwelt. Da es keine Filter- und Kläranlagen gab, wurde das Ausmaß der Umweltverschmutzung in manchen Regionen, wie z B im Nordböhmischen Braunkohlenrevier, enorm. Die Folge war, dass die Gesundheit der Bevölkerung in Mitleidenschaft gezogen wurde.

In der Übergangszeit entstand in Ungarn ein beträchtlicher „Informeller Sektor“ (Schwarzarbeit). Offiziell betrug die Arbeitslosigkeit ca. 14 %. Es wurde jedoch geschätzt, dass die Hälfte der Arbeitslosen Schwarzarbeiter war. Am häufigsten kam die Schwarzarbeit, wegen der hohen Lohnnebenkosten, in Klein- und Mittelbetrieben vor.

Weitere Teile dieser Grauzonen waren Schwarzhandel und Schmuggel. Viele, die sich ein besseres Leben erhofften, wanderten ins Ausland aus. Der Großteil hält sich dort illegal auf, sodass sich im Grunde nichts verändert hat. Solche Menschen betreiben wieder Schwarzhandel oder arbeiten schwarz.

Der Handel

Im Kommunismus war das Recht auf Arbeit im Gesetz festgelegt. Die Menschen waren gezwungen irgend eine Arbeit anzunehmen, um die Arbeitslosigkeit zu reduzieren. Es war weniger wichtig, was für ein Qualifikation der betroffene Arbeitslose hat. Wichtig für einen Aufstieg am Arbeitsplatz war mehr die politische Zugehörigkeit. Damit haben sie eine Art Scheinwelt von minimaler Arbeitslosigkeit geschaffen. Damit wollte der Staat den Menschen eine heile Welt vorgaukeln. Nach der Öffnung änderte sich vieles: Die Menschen erkannten die politische Wirklichkeit in anderen Ländern. Die Arbeitslosigkeit stieg rasant in die Höhe, viele verloren ihr Einkommen. Die Firmen gaben ihre planwirtschaftliche, teilweise unnütze 

Produktion auf. Die Produktionsstätten wurden verkauft oder umgebaut. Mit Hilfe der neuen 

Maschinen wurden bessere Waren schneller erzeugt und marktfähigere Produkte verkauft. Aber das bedeutete, dass die Produktion mit weniger Mitarbeitern auskam.

Im Rahmen des RGW hatten die staatlichen Ikarus-Werke in Budapest im Jahr 1989 noch rund 14.000 Autobusse erzeugt. Hauptabnehmer war die ehemalige UdSSR. Nach der Auflösung des RGW war die Nachfrage nach Ikarus-Autobussen wohl weiterhin groß, die für die Bezahlung nunmehr erforderlichen Devisen konnten die früheren Abnehmer jedoch nicht aufbringen. Der für die ungarische Wirtschaft bis dahin wichtige Osthandel brach zusammen. Als Ersatz dafür suchten die Ikarus-Werke Partner in den westlichen Industriestaaten, um mit ihnen gemeinsam die Produktion zu modernisieren, Arbeitsplätze zu sichern und neue Absatzmärkte zu finden.

Tourismus

Dies ist die Erfolgsbranche der ungarischen Wirtschaft, ihre Kennziffern sprechen für sich: 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) werden in Ungarn im Tourismus erwirtschaftet. Das Land mit seinen 10 Millionen Einwohnern hat in den ersten acht Monaten des 

vergangenen Jahres 20,9 Millionen Besucher empfangen, sechs Prozent mehr als im Vergleichszeitraum des Vorjahres. In derselben Zeit erreichten die Deviseneinnahmen aus dem Tourismus 2452 Mio. Euro, was einen 14‑prozentigen Zuwachs zum Basiszeitraum bedeutet. Zur Verbesserung der laufenden Zahlungsbilanz hat die Tourismusindustrie mit 1694 Mio. Euro beigetragen, wobei ihre Einnahmen das Defizit in der Außenhandelsbilanz um 43,7 Prozent überstiegen.

Die Regierung trug durch hohe finanzielle Unterstützungen zur Entwicklung der Branche bei. Es wurden sogar zwei Fünf-Sterne-Hotels, das Hotel Hilton im Westend-Center (bereits das zweite in Budapest) und das Hotel Meridien im Zentrum der Stadt fast zur gleichen Zeit eröffnet.

Das Staatssekretariat für Tourismus im Wirtschaftsministerium trägt bereits seit mehreren Jahren mit intensiver und erfolgreicher Marketingarbeit zum ständigen Wachstum der Einnahmen im In- und Ausland bei. 

An der touristischen Arbeit sind 300 000 Menschen beteiligt, wie auch verschiedene Fachverbände, Kammern sowie ausländische Investoren, ungarische Unternehmer und insbesondere Reisebüros. In vielen Sprachen wurden Informationsmaterialien und Prospekte herausgegeben; die Tourismus-AG war auf Ausstellungen und Fachbörsen überall in der Welt präsent. Auf ihrer Homepage geben sie nicht nur in ungarischer, deutscher und englischer Sprache Informationen über alles Wissenswerte im Zusammenhang mit dem ungarischen Tourismus, über das aktuelle Programmangebot genauso, wie auch über Unterkunftsmöglichkeiten. 

Im vorigen wie auch in diesem Jahr kamen die meisten Besucher aus den Ländern der Europäischen Union. In den ersten acht Monaten des Jahres kamen beispielsweise 32,7 Prozent der Besucher aus der EU und 36,8 Prozent aus den OECD-Ländern. Hinsichtlich der Gästenächte machte der Anteil der Besucher aus den EU-Ländern 40,8 Prozent aus. Was die Länder betrifft, so steht Deutschland an erster und Österreich an zweiter Stelle.

Der EU-Beitritt

1993 ersuchte Ungarn um den Beitritt zur Europäischen Union.

Die Kommission stellte Ungarn gewisse Aufgaben zur Verbesserung der Wirtschaft und anderer Bereiche. Nach zahlreichen Berichterstattungen von 1998 und 1999 in 

regelmäßigen Zeitabständen stellte die Kommission 1999, in ihrer Stellungnahme zum Antrag Ungarns, Folgendes fest:

„Ungarn ist ein Land mit funktionierender Marktwirtschaft, und die rechtlichen und institutionellen Strukturen, d. h. die Basis jeder Marktwirtschaft, können weiter gefestigt werden. Das Land dürfte in der Lage sein, sich mittelfristig dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union gewachsen zu zeigen, vorausgesetzt die Strukturreformen werden mit Erfolg weitergeführt.“

Ungarn hat viele der von der Kommission gestellten Aufgaben erfüllt. Das Wirtschaftswachstum hat zugenommen, es wurden Importe getätigt, wodurch das Leistungsbilanzdefizit abgenommen hat. Durch das rasche Wachstum der exportorientierten Wirtschaftszweige, konnten viele neue Arbeitsplätze geschafft werden. Die öffentlichen Finanzen entwickelten sich besser als erwartet. Fortschritte wurden im April 2001 in der Abfallentsorgung und Umweltverträglichkeit gemacht.

Bei der Dämpfung der Inflation wurden leider nur wenige Erfolge erzielt. Man befürchtet sogar, dass es in Ungarn zu einer Konjunkturüberhitzung kommen könnte, weil die Nationalbank, aufgrund beträchtlicher Zuflüsse von Spekulationskapital, die Zinssätze senken musste. Eine weitere Zunahme der Inlandsnachfrage würde diese Entwicklung noch vorantreiben. Trotz allem ist Ungarn einer der Kandidaten, der mit Sicherheit im Jahr 2004 in die EU aufgenommen wird.

Tschechische Republik

Sudetendeutsche – Beneš Dekrete

Ein Bericht von Savas Atak

Geschichte

E

inst waren Böhmen und Mähren jahrhundertelang germanisch besiedelt. Die Landesnamen in Böhmen erinnern daran. Die Markomannen wohnten in den nördlicheren Landstrichen und die Quaden im Süden. 

Während der Völkerwanderungszeit verließen die Menschen in Scharen das Land. Die Langobarden hielten sich zeitweilig darin auf und dann drängten die Thüringer von Norden herein. Später rückten die slawischen Stämme und die Tschechen nach. Von ihnen ging die Gründung eines einheitlichen Staatswesen im 9. Jh. aus. Die deutsche Kolonisation im 11. Jahrhundert gestaltete auch die Landschaft mit. Sie wurde vor allem in den Waldgebirgen an den Grenzen Böhmens und Mährens angesetzt. Im 13. Jahrhundert riefen ungarischen Könige deutsche Siedler ins Land. Diese sollten die verwüsteten Städte wie Preßburg wieder aufbauen und vor allem den Bergbau in Gang bringen.
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In der Zeit nach dem Zweite Weltkrieg betrug die deutsche Bevölkerung in den Ostgebieten des Deutschen Reiches und den deutschen Siedlungsgebieten außerhalb der Reichsgrenzen rund 16,6 Millionen. Die Alliierten beschlossen, die Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie zu vertreiben.

Im Sommer 1945 setzte die erste Vertreibungs-welle vor allem aus dem Hinterland ein. Gleichzeitig fanden Massenaustreibungen Sudetendeutscher aus der Tschechoslowakei statt. Ein Abkommen verfügte die „Überführung“ der ostdeutschen Bevölkerung, der Sudetendeutschen und des übriggebliebenen Streudeutschtums in Ungarn in geordneter und humaner Weise. 

Trotzdem hielten sich viele tschechische Staatsbürger nicht an diese Anweisung und es kam zu Übergriffen an den Ausgewiesenen. Die Beneš-Dekrete stellen ein Gesetz dar, das den damaligen Tätern bis zum heutigen Tag Straffreiheit gewährt.

Nach dem zweiten Weltkrieg wurden 3.5 Mio. Sudetendeutsche vertrieben, somit sind heute die Slawen fast allein unter sich.

Die Tschechoslowakei wurde im Jahre 1968 in zwei Bundesstaaten aufgeteilt, in die tschechischen Länder, das sind Böhmen, Mähren und Schlesien und die Slowakei. 

Im Jahr 1993 zerfiel die CSSR in zwei Staaten: die Tschechische Republik und die Slowakische Republik mit 49.014 km2 und 5.3 Millionen Einwohnern. Davon sind rund 6.000 Karpatendeutsche. 

Fläche, Einwohner, Sprachen ...

Die heutige Tschechische Republik hat eine Fläche von 78.866 km² und etwa 10.300.000 Einwohner. Die Hauptstadt von Tschechien ist Praha (Prag) mit 1.200.000 Einwohnern. Die Staatsform ist eine parlamentarisch-demokratische Republik. Zu den Minderheiten zählen Deutsche, Polen, Roma, Russen, Slowaken, Ukrainer und Ungarn. Nach der religiösen Zugehörigkeit sind die Tschechen Katholiken, Protestanten und Hussiten. In Tschechien werden folgende Sprachen gesprochen: Tschechisch (Amtsprache), Slowakisch, Polnisch, Deutsch, Romani ...

Die Währung von Tschechien ist die Tschechische Krone. 

Die Wirtschaftsstruktur

Die wirtschaftsgeographischen Struktur war vor dem Zweiten Weltkrieg unzweifelhaft ein Stück Mitteleuropa.

Die unorganisierte Heimarbeit wurde von der riesige Schuhfabrik Bala in Zlin, dem heutigen Gottwaldov in Mähren ersetzt und wurde führend in Europa. Wichtig ist auch die Schwerindustrie, ein weiteres Beispiel ist die Autofirma Skoda.

In den Jahren 1950 bis 1970 stieg die Braunkohlenförderung um 130 % und die Steinkohlenförderung um 60 %. Die Stahl-produktion wurde nahezu vervierfacht und im Marchgebiet bei Göding (Hodonin) wurde die Erdölförderung von unbedeutenden Mengen auf über 200.000 Fass Jahresproduktion hinauf-geschraubt. Der Maschinen- und Fahrzeugbau beschäftigte die weitaus größte Zahl von etwa 0,5 Mio. Arbeitern.

42 % des Bodens sind Ackerland, 34 % Wald, 17 % Wiesen und Weiden, der Rest ist land- und forstwirtschaftlich unproduktiv. Es werden Getreide, Kartoffeln, Zuckerrüben, Hopfen, Obst und Gemüse erzeugt.

An erster Stelle stehen heute Maschinen mit über 40 % des gesamten Exportwertes, ein Zeichen dafür, dass sich Tschechien von einem industrialisierten Agrarland in ein Industrieland umgewandelt hat.

Aus Tschechien bezieht als wichtigster westlicher Handelspartner die Bundesrepublik Deutschland vor allem Eisen und Stahl, Maschinen, Obst und Gemüse, sie liefert Roheisen und Stahl, Kunststoffe und andere Chemieerzeugnisse.

Seit 2001 gibt es in Tschechien eine Arbeitslosigkeit von 8,6 %.

Die Sudetendeutschen
Die Sudeten bilden den nordöstlichen Rahmen der fruchtbaren und vielumstrittenen Böhmischen Festung, von denen das Lausitzer Gebirge, das Isergebirge die Südabdachung des Riesengebirges, das Altvatergebirge (1490 m) und das Gesenke zum tschechos-lowakischen Staatsgebiet gehören.

Die Geschichte der deutschen Besiedlung im Bereich der Sudetenländer reicht bis in das 10. Jahrhundert zurück. Deutsche Ritter mit 

ihrem Gefolge, deutsche Priester und Handelsleute wanderten in großer Zahl ein. Besonders Hof und Verwaltung erhielten auf diese Weise einen starken deutschen Einschlag. Aus dem 12. Jahrhundert sind deutsche Niederlassungen für die wichtigsten Städte Böhmens bezeugt. Gleichzeitig beginnt die Rodung und Besiedlung der Grenzräume durch deutsche Kolonisten, die bis in das 14. Jahrhundert andauert. Die Siedlungsform war mannigfaltig.

Nach dem Ersten Weltkrieg waren 70 % der gesamten Glas- und Textilindustrie der Tschechoslowakei in deutscher Hand. Umgekehrt sind auch sehr viele Tschechen in die angrenzenden Gebiete des Deutschen Reiches und Österreichs, insbesondere nach Wien, ausgewandert. Erst der Rückschlag auf die Annexion Böhmens und Mährens durch Hitler hat nach dem Zweiten Weltkrieg zur Ausweisung der Deutschen oder zu ihrer zwangsweisen Tschechisierung geführt. Im Gefolge dieser Maßnahmen haben die Grenzgebiete einen erheblichen Bevölkerungsrückgang erfahren, der noch nicht wieder ausgeglichen werden konnte.

Eine große Mehrheit der Tschechen hält am alten kommunistischen Weltbild fest, wonach die Vertreibung der Sudetendeutschen nur gerecht gewesen sei.

Die Wahl des Präsidenten könnte möglicher-weise ein Umdenken einleiten. Ein aussichts-reicher Kandidat ist der sozialdemokratische Premier V. Spidla. Der christliche Intellektuelle arbeitete aktiv im antikommunistischen Widerstand mit und setzt sich für die Aufnahme von Verhandlungen mit den Sudetendeutschen ein.

Fortschritte

Ende der 90er Jahre stürzte die Tschechische Republik nach anfänglichen Erfolgen in der Transformation ihrer Wirtschaft in eine schwere Wirtschaftskrise. Die Finanzlage blieb schwierig, Wachstum und Investition entwickeln sich jedoch zur Zeit wieder positiv. Die Fortschritte bestehen im Schutz der Roma-Minderheit und der Stärkung der Justiz. Es fehlt noch ein Beamtengesetz für den öffentlichen Bereich. Die Bemühungen im Kampf gegen Korruption und Wirtschaftskriminalität müssen noch beschleunigt werden.

Slowenien – Teil einer multikulturellen Gesellschaft

Ein Bericht von Andreas Naschenweng und Stephanie Juch

Geschichte Jugoslawiens

1918 wurde am Ende des Ersten Weltkrieges das „Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen“ gegründet. Dieses Staatsgebilde heißt sei 1929 Jugoslawien. Kritiker nannten die jugoslawischen Vereinigung einen österreichisch-ungarischen Vielvölkerstaat. Jugoslawien vereinigte Territorien, die jahrhundertelang zu verschiedenen Kulturkreisen gehörten.

Die autonomen Provinzen Kosovo und Wojwodina bekamen 1974 einen Status, der dem der Republiken fast gleichkam. Das in allen Leitungsgremien eingeführte jährliche Rotationsprinzip sollte den Nationalitätenproporz sichern und eine Vorherrschaft Serbiens verhindern. Die ersten Schwierigkeiten im Konsens zwischen den Republiken traten auf, als die serbische Regierung die Autonomierechte im Kosovo eigenmächtig einschränkte. Kroatien unter Präsident Tudjman weigerte sich, den serbischen Menschen in Kroatien mehr Rechte zuzugestehen. Die reicheren Republiken Slowenien und Kroatien wehrten sich Anfang der Neunzigerjahre, ihren hohen Beitrag für den jugoslawischen Entwicklungsfonds zu zahlen, der zur Finanzierung von Projekten im strukturschwachen Süden verwendet wurde. 

Darauf erklärte Serbien den Handelskrieg und errichtete Zollgrenzen gegen Kroatien und Slowenien. 1991 entschied sich die Mehrheit der Bevölkerung in Slowenien und Kroatien für einen unabhängigen Staat. 1991 griff die jugoslawische Bundesarmee Slowenien an. Im August des gleichen Jahres setzte sie sich in Kroatien zum Schutz serbischer Siedlungsgebiete ein. Serbische Truppen vertrieben die Kroaten aus den serbischen Siedlungen. 1992 anerkannten die EU-Staaten Slowenien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina als unabhängige Staaten. Serbien und Montenegro bilden seitdem die Bundesrepublik Jugoslawien, vom Westen zumeist als „Restjugoslawien“  bezeichnet. 1992 begann der Krieg in Bosnien. Die Serbenmilizen vertrieben die moslemische Bevölkerung, vor allem aus dem Ostteil Bosniens und aus der Region um Banja Luka. Sie kontrollierten bald bis zu 70% des 

Staatsgebietes von Bosnien-Herzegowina. 1,3 Millionen Menschen wurden 1995 aus ihren Heimatgebieten vertrieben. Daraufhin verhängte die UNO ein Wirtschaftsembargo gegen Restjugoslawien. Bosnien blieb als Staat erhalten und zerfiel in zwei Teile:

die moslemisch-kroatische Föderation (51 % des Staatsgebietes) und die „serbische Republik“ (49 % des Staatsgebietes).
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Minderheiten in Jugoslawien...

In Osteuropa befanden sich mit der Sowjetunion und Jugoslawien die letzten Vielvölkerstaaten Europas. Völker unterschiedlichster Herkunft und Religion lebten, nicht immer freiwillig, manchmal jahrhundertelang nebeneinander. In den autoritären kommunistischen Systemen wurden viele Minderheiten zwangsassimiliert und -integriert, größere Völker durch kultureller Autonomie „ruhig gestellt“. Nach dem Zerfall des Kommunismus brachen die nationalen Unterschiede in diesen Staaten auf.

Slowenien hat sich beim Fall des Eisernen Vorhangs als erste Teilrepublik von Jugoslawien gelöst und sucht nun seine neue Bestimmung im Herzen Europas. Die Bilderbuchhauptstadt Ljubjana weist zahlreiche Verbindungsspuren nach Italien und Österreich auf.

Ein wesentliches Merkmal der unterschiedlichen Kulturkreise ist die Religionszugehörigkeit: Während Kroaten und Slowenen strenggläubige Katholiken sind, bekennt sich die Mehrheit der Serben, Mazedonier und Montenegriner zur orthodoxen Konfession. Darüber hinaus dominiert in Bosnien und im Kosovo die moslemische Bevölkerung (in Bosnien slawischer, im Kosovo albanischer Abstammung). Die Moslems in Bosnien gelten sogar als eigene Volksgruppe. 

Slowenien

Die Landschaft der Balkanhalbinsel 

Im Nordwesten gehen die Alpen ohne scharfe Grenzen in eine Halbinsel über. Diese Voralpenlandschaft liegt im Gebiet der jugoslawischen Teilrepublik Slowenien, deren Kern das ehemals österreichische Kronland Krain mit dem geräumigen Becken von Laibach (Ljubljana) und Krainburg (Kranj) bildet. Der höchste Berg Jugoslawiens ist der Triglav (2854 m). Die Gebirge Sloweniens sind von sehr viel Wald bedeckt, die Holzwirtschaft spielt eine große Rolle.

Eine der wichtigsten Verkehrslinien ist die Verbindung Triest – Laibach – Wien. Marburg als Brückenstadt an der Drau profitiert besonders von dieser Verkehrslinie, ebenso wie Cilli (Celje) im Sanntal als wichtigstes Bindestück zwischen Österreich und dem Mittelmeer. Eine weitere direkte Verkehrsverbindung von Österreich ist die Anbindung von Klagenfurt über den Loibl nach Laibach und die Bahnlinie Klagenfurt – Marburg durch das Drautal.

Fläche, Einwohner, Staatsform, Religion (Islam)

Die Fläche von Slowenien beträgt 20.256 km². Es gibt 1,986.000 Einwohner. Slowenien ist eine parlamentarisch-demokratische Republik (Staatsform). Die Religionen in Slowenien sind Katholiken, Muslime, Serbisch-Orthodoxe, Protestanten. 

Islam: 

Der Islam ist die jüngste der drei Weltreligionen und die einzig wirklich wachsende Religion weltweit. Momentan bekennen sich weit mehr als eine Milliarde Menschen zum Islam, unter ihnen auch eine rasant wachsende Anzahl von westlichen Muslimen.
Der Islam bietet der Menschheit eine Lösung für 

ihre Probleme an und betont, dass sich zuerst die Menschen individuell bessern müssen. Erst 

dann wird sich das Kollektiv, also die Gemeinschaft der Menschen insgesamt bessern. Der Islam basiert auf Gedanken des Friedens, der Barmherzigkeit und der Menschlichkeit; die islamische Lebensweise ist nach rationalen Gesichtspunkten geordnet.
Wörtlich übersetzt bedeutet Islam "Unterwerfung, Hingabe an den einen Gott". Auch wenn die Terroranschläge in der Vergangenheit ein anderes Bild heraufbeschwören, ist der Islam die Religion des Friedens. Ein wirklicher Muslim und eine wirkliche Muslima wird keinem Lebewesen ohne Grund etwas zu Leide tun; aus dem vorbildlichen Verhalten des Propheten Muhammad (Allahs Friede und Segen auf ihm!) lassen sich viele herausragende Beispiele an Barmherzigkeit, Frieden und Menschlichkeit ziehen.

EU-Beitritt: Fortschritte (Slowenien)

Slowenien hat große Erfolge bei der Umstellung auf Marktwirtschaft und Demokratie erzielt. Fortschritte: Beschleunigung der Arbeit der Justiz, bei der Rechtsanpassung (Umwelt, Verkehr, Landwirtschaft, Energie, weniger bei Sozialpolitik, Konsumentenschutz, Gesundheit oder Regionalpolitik).Die Behörden müssen zur Anwendung des Eu-Rechtes noch gestärkt werden. 

Die von der Justizform ausgewiesene Beitrittspartnerschaft kam voran. Im Bereich der öffentlichen Verwaltung wurden nur geringe Fortschritte erzielt. In Zukunft kann  Slowenien innerhalb der Union dem Wettbewerbsdruck standhalten. 

Weitere Fortschritte bei der Schaffung besserer wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 

würden zusammen mit dem vollständigen und fristgerechten Abschluss der 

Privatisierung, der Strukturreformen und der Marktliberalisierung dazu beitragen, mehr 

ausländische Investoren anzuziehen und günstigere Voraussetzungen für ein weiteres 

stetiges Wachstum zu schaffen. Kurzfristig ist es erforderlich, der Reform des 

Finanzsektors im Interesse des Wettbewerbs neue Impulse zu verleihen und die 

Unternehmensumstrukturierung zu beschleunigen. Auch die Flexibilität des 

Arbeitsmarktes sollte erhöht werden. Diese Maßnahmen würden die 

Unternehmensentwicklung begünstigen und die Markteffizienz erhöhen.

Die gesetzgeberische Arbeit im Bereich des Gesellschaftsrechts ist gut vorangekommen, allerdings sind noch bestimmte Verbesserungen 

erforderlich, beispielsweise im Hinblick auf die Rechte an geistigem und gewerblichem Eigentum. Es sollte sich fortan auf die 

ordnungsgemäße Durchsetzung in diesem Bereich konzentrieren. Im Bereich der Steuern 

wurden kontinuierliche Fortschritte erzielt, allerdings ist Slowenien seiner Verpflichtung 

nicht nachgekommen, die Duty-free-Shops zu schließen.

Unser Nachbar, die Slowakei

Ein Bericht von D. Klein.

Fläche, Einwohner, Minderheiten ...

D

ie Slowakische Republik hat eine Fläche von 49.034 km² und eine Bevölkerung von 5,38 Mio. Einwohnern. Davon leben beinahe 8 % in der Hauptstadt Pressburg (Bratislava). Die Slowakei ist in acht Bezirke aufgeteilt. Außer den Slowaken, der Bevölkerungsmehrheit des Landes, gibt es auch: Deutsche, Kroaten, Polen, Roma, Russen, Ruthenen, Tschechen, Ukrainer und Ungarn. Die Slowaken bekennen sich zum katholischen, protestantischen oder zum griechisch-katholischen Glauben. Slowakisch ist die Amtssprache in der Slowakei. Außerdem werden auch die Sprachen der Minderheiten gesprochen, die jedoch in den letzten Jahren – vor allem in den Medien – stark vernachlässigt wurden. Die Staatswährung sind slowakische Kronen. Im Jahre 2002 betrug die Inflation 12 % und die Arbeitslosigkeit 17,9 %.

Geschichte der Slowakei

Die Slowakei gehörte seit dem 12. Jahrhundert zum historischen Königreich Ungarn und von 1867 bis 1919 zur Doppelmonarchie Österreich-Ungarn als „Oberungarn“ oder „Feldivék“. Dies war nur ein Landschaftsname, aber keine administrative Gliederung. Die Komitate kamen 1919 ganz oder teilweise zur Tschechoslowakischen Republik. Dies war ein Staat, den es früher noch nicht gab. In diesem Staat machte das tschechische „Staatsvolk“ nur knapp 50 % der Bevölkerung aus. Die Grenzziehung zu Ungarn zerschnitt mehrere Komitate, so kam es, dass manche Komitatshauptstädte bei Ungarn verblieben, während der Rest des Komitates zur Tschechoslowakei kam. Es wurden die Provinzen Slowakei und Karpato-Ukraine gebildet. Nach dem Münchner Abkommen vom September 1938 wurde die Slowakei autonom. Im März 1939 stimmte der slowakische Landtag für die Unabhängigkeit, 

statt der Wiedervereinigung mit Ungarn. In dieser Zeit verlor die Slowakei immer wieder Dörfer an Polen, Ungarn und das Deutsche Reich, sodass sich die Slowakei auf 38.005 km2 verkleinerte.

Nach dem Krieg wurde die Slowakei ohne Volksabstimmung der kommunistischen Tschechoslowakei zugesprochen, allerdings ohne die 1919 an Polen verlorenen Gebiete. Die Karpato-Ukraine wurde ein Teil der Soviet-Union und gehört seit 1991 zur Republik Ukraine. Die Tschechoslowakei zerfiel 1993 in zwei Staaten: die Tschechische und die Slowakische Republik.
Gegenseitige Wahrnehmungen und Vorurteile

Eine Umfrage in der Slowakei und in Österreich zeigt, wie stark die Vorurteile gegenüber dem Nachbarn sind. Wenn die Slowaken das Wort „Österreich“ hören, fallen oft Begriffe wie: Kultur, Walzer, Oper, Sauberkeit, Ordnung, schöne Natur, gepflegte Städte, Neutralität, viele gute Waren, Geschäfte und schöne Kleidung. Beim Stichwort „Österreicher“ sind es Wörter wie: solventer, reicher, materiell gut gesicherter Mensch; extrem selbstbewusst,  seriös, aber eingebildet und arrogant. Wenn man die Österreicher fragt, was ihnen zum Thema „Slowakei“ einfällt, fallen Wörter wie: starr strukturiert, bürokratisch, instabil und schlechtes Sozialsystem. Die Österreicher assoziieren das Stichwort „Slowake“ mit konservativ, eher erfolglos, Nationalist, freundlich, ein guter Gastgeber und nicht besonders selbstbewusst. Diese Länderimages und die Vorurteile den Menschen gegenüber resultieren wahrscheinlich daraus, dass die Österreicher ihre Informationen über die Slowakei den Medien entnehmen, die selbst starke Vorurteile haben. Die Slowaken hingegen haben ihre Informationen aus Bildungseinrichtungen, was zu weniger Vorurteilen führt. Die Slowakei wird mehrheitlich 

immer noch Osteuropa zugeordnet. Laut dieser Umfrage wird deutlich, dass die Österreicher 
negativ behaftete Vorurteile gegenüber den Slowaken haben. Die Slowaken haben hingegen ein klischeebehaftetes, aber positiv-romantisches Bild von Österreich. Der Begriff „Nachbarn“ wird von den Slowaken gerne verwendet. Im Allgemeinen ist das Image von Österreich bei den Slowaken eher positiv. Historisch  und kulturell wird Österreich als bedeutend eingestuft. Negativ ist hingegen, dass Österreicher oft als arrogant gelten. Das Image der Slowaken bei den Österreichern ist hingegen eher von Vorurteilen geprägt: „Die Slowakei ist immer noch nicht ein demokratisches Land, ein Billiglohnland, dessen Arbeitskräfte den österreichischen Arbeitsmarkt bedrohen.“ Hiermit kann man sehen, dass es von beiden Seiten noch Barrieren zu überwinden gibt.

Fortschrittsbericht

Die Slowakei erfüllte erst 1999 das politische Kriterium, um in Beitrittsverhandlungen mit der EU einzutreten. In den Bereichen Minderheitenschutz, Stärkung der Justiz und der Verwaltungsstruktur gibt es Fortschritte, jedoch ist die Arbeitslosigkeit immer noch ein großes Problem in diesem Land. Fortschritte gibt es bei der Restrukturierung und Privatisierung von Banken und Staatsbetrieben. Ebenso bei der Anpassung des slowakischen Rechts an das EU-Recht. Besonders in den Bereichen Sozialpolitik, Verkehr und Informationstechnologie wurden Fortschritte verzeichnet, weniger in den Bereichen Landwirtschaft und Regionalpolitik.

Umweltschutz in der Slowakei (Luftqualität, Abfallentsorgung, Nukleare Sicherheit)

Im Bereich des Umweltschutzes hat die Slowakei seit dem letzten regelmäßigen Bericht an die EU nur sehr begrenzte Fortschritte erzielt. Es wurden eine Reihe von Maßnahmen zum Umweltschutz von der slowakischen Regierung durchgeführt, dabei wurde unter anderem ein Bürgertelefon für Umweltbelange eingerichtet. Besonders ist zu erwähnen, dass die Slowakei im Mai 2000 eine neue Abteilung für die von der EU finanzierten Projekte gründete, um  eine bessere Koordinierung und Verwaltung zu gewährleisten. Allerdings befindet sich diese Abteilung, der gegenwärtig 7 Mitarbeiter angehören, noch in der Aufbauphase.

Es wurden jedoch Fortschritte im Bereich der Luftqualität erzielt. Die vorgesehenen 

Emissionsquoten wurden bereits teilweise den EU-Richtlinien angeglichen. Entscheidend ist, 

dass die Slowakische Regierung ein Gesetz über Maßnahmen im Falle einer Störung oder 

eines Unfalls in kerntechnischen Anlagen ausgearbeitet hat. Dieses Gesetz steht ganz im Einklang mit den EU-Bestimmungen. Darin enthalten ist die Unterrichtung der Bevölkerung und eine detaillierte Angabe über die Handhabung von Kernmaterial und die Entsorgung radioaktiver Abfälle. Die Slowakei muss den Prozess der Rechtsangleichung beschleunigen, um auf EU-Niveau zu gelangen. Die Umsetzung der umweltpolitischen Fragen ist demnach mit großen finanziellen Ausgaben verbunden.

Sozialpolitik und Beschäftigung (Situation von Frauen und Kindern, Arbeitslosigkeit, Minderheitenschutz)

Das Protokoll zum Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau wurde unterzeichnet. Trotzdem ist die Situation von Frauen und Kindern noch ein großes Problem. Insbesondere die häusliche Gewalt gegen Frauen und Kinder ist problematisch, denn es gibt hierzu noch keine geeigneten Rechtsvorschriften. Im Bereich des Kinderschutzes macht die Slowakei nur wenige Fortschritte. Die einschlägigen Übereinkünfte, wie zum Beispiel das Übereinkommen über internationale Adoptionen werden nicht eingehalten. Die Unterbringung und Ausbildung von Kindern, die in Heimen leben, wird ebenfalls als unzureichend eingestuft. Eine positive Seite ist aber, dass die Regierung zugestimmt hat, einen Ausschuss über die Kinderrechte einzusetzen. Dieser Ausschuss soll die Erfüllung der UN-Konvention über die Kinderrechte überwachen.

Ebenfalls positiv ist zu bewerten, dass sich trotz wachsender Arbeitslosigkeit der soziale Dialog stark verbessert hat. Außerdem wurde von Regierung, Gewerkschaft und Arbeitgebern die dreiseitige Partnerschaftsvereinbarung unterzeichnet. Nach einer Änderung des Strafgesetzbuches ist die verspätete Auszahlung von Löhnen ab sofort strafbar.

Im Rahmen der Beitrittspartnerschaft 1999 lautete für die Slowakei eine der kurzfristigen Prioritäten, den Minderheitenschutz zu verstärken. Dies betrifft vor allem die Lage der Roma durch Bereitstellung der nötigen Finanzmittel und Intensivierung der Maßnahmen zur Bekämpfung der Diskriminierung.

Eine weitere Priorität ist die Beschäftigungsförderung und die Verbesserung 

des Zugangs zum Bildungswesen auf nationaler und lokaler Ebene.

Beim Erlass von Rechtsvorschriften im Bereich des Minderheitenschutzes kommt die Slowakei gut voran. Allerdings sind bei der Umsetzung dieser Vorschriften in die Praxis keine besonderen Fortschritte zu verzeichnen. In ungefähr 650 Gemeinden kommt das Gesetz über den Gebrauch von Minderheitensprachen 

zur Anwendung. In diesen Gemeinden machen Minderheiten mindestens 20% der Gesamtbevölkerung aus. Ein Problem ist aber, dass viele nationale Minderheiten ihre gesetzlich garantierten Rechte aus Unkenntnis nicht ausüben. So wurde zum Beispiel in einigen Roma-Dörfern nicht von dem Recht Gebrauch gemacht, die Romasprache im Amtsverkehr zu gebrauchen. Im Jahr 2000 wurde ein Aktionsplan zur Bekämpfung aller Formen von Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit 

beschlossen. Es wurde mit Aufklärungsmaßnahmen über Intoleranz gegenüber Minderheiten bei Studenten, Polizei, Gesundheitspersonal und Militärangehörigen, aber auch in der Bevölkerung begonnen. Die Roma haben in der Slowakei einen 

zahlenmäßig hohen Anteil an der Bevölkerung, der prozentuelle Anteil ist jedoch nicht bekannt. 

Die dem Minderheitenproblem zugrunde liegenden sozialen und wirtschaftlichen Wurzeln sind jedoch nicht zu übersehen. Der Zusammenhang zwischen der Abwanderung der Roma und der Einführung eines Visazwangs für slowakische Bürger in einigen Staaten hat in der Slowakei die Ressentiments gegenüber den Roma noch stärker aufleben lassen. In dem Bereich Sozialpolitik besteht in der Slowakei noch Aufklärungsbedarf. Ebenso in anderen Bereichen.

Wenn diese Probleme gelöst werden, steht der Slowakei aber nichts auf dem Weg in die EU im Wege.

Bratislava

Ein Bericht von Rojscha Saber.

Die Geschichte

N

ur 600 Meter östlich der österreichischen Staatsgrenze wachsen die ersten

Gebäude des Bezirkes von Bratislava gleichsam aus der Wiese. In vier Jahrzehnten kommunistischer Herrschaft entwickelte sich hier die zweitgrößte Stadt der ehemaligen Tschechoslowakei am Rande des geteilten Europas. Seit dem Frühmittelalter spielt die slawische Burg Brezalausburch eine

große Rolle. Die strategisch wichtige Lage am Südabhang der Kleinen Karpaten erklärt auch den Vorstoß der Ungarn 907, womit das Gebiet bis 1918 unter magyarische Herrschaft kommt. Am Fuße der Burg entstand der Marktflecken Pozsony. In diesen Marktflecken wandern im Verlauf des Mittelalters Deutsche und

Juden zu. Das Spätmittelalter bringt einen wirtschaftlichen Aufschwung; Handel, Handwerk und Weinbau bilden die wichtigsten Erwerbsquellen. Die im 16. Jahrhundert einsetzenden Türkenkriege sowie die späteren 

Aufstände des mehrheitlich evangelischen ungarischen Adels ziehen jedoch die Stadt schwer in Mitleidenschaft. Im 18. Jahrhundert erhöht sich das Ansehen der Stadt. Sie wird nunmehr von deutschsprachigen Bewohnern dominiert und trägt den Namen Preßburg.

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts verliert zwar Preßburg an politischer. Bedeutung, Ungarns Hauptstadt ist nunmehr Buda, wird aber in der Folge das Zentrum des slowakischen Nationalbewusstseins. Die letzte Krönung eines ungarischen Königs findet 1830 statt.

-1221 wurde Preßburg als stärkste Festung Ungarns bezeichnet. 

-1526 bis 1783 war Preßburg ungarische Haupstadt 

-1919 bekam es die offizielle Benennung „Bratislava“

-1969 Bratislava wurde zur Hauptstadt der Slowakei 

-1989 Bratislava rückt wieder nach Mitteleuropa und der Eiserne Vorhang fällt

Die Fläche

Die Stadtfläche von 367,9 Quadratkilometer entfällt auf fünf Bezirke:

-Stadtkern, Altstadt

-Südostteil der Stadt mit Industrie- und Hafenregion

-Nordostteil mit dem Weinbaugebiet um Raca

-Westbezirk mit Wohn- und Industriegebieten

-Petrzalka

Die Wirtschaft

Um 1800 bestanden bereits 35 Manufakturen. Von 1840 bis 1848 hatte nach Jur eine Pferdebahn bestanden. In zwei Jahrzehnten wurden 50 Fabriken gegründet, zu denen gegen Ende des 19. Jahrhunderts Großbetriebe kamen: die Dynamitfabrik, die Apollowerke, die Siemens-Schuckert-Werke und die Schokoladefabrik. 

1962 erfolgte der Anschluss an die Erdölleitung "Drushba" aus der UdSSR. Der Preis für diese Entwicklung ist hoch: 1972 flossen täglich

15 Tonnen Öl in die Donau und sogar 20 Tonnen in die Kleine Donau. Mit riesigem Aufwand musste ein unterirdisch entstandener Ölsee abgepumpt werden. Heute schätzt man die jährliche Emission auf 20.000 Tonnen!
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Kultur und Bildung

Kultur und Bildung spielen bereits jetzt eine große Rolle. Die slowakische Nation ist stolz auf ihr Nationalmuseum, die Nationalgalerie und das Nationaltheater. Die Kultur sollte auch eine Brücke zur ungarischen Minderheit herstellen. 

Schließlich leben 600.000 Ungarn in der Slowakei.

Internationales Ansehen genießen Musikfestspiele, die Jazz-Tage oder der

Tanzwettbewerb (Donaupokal).

Luftverschmutzung

Preßburg: Die Qualität der Luft ist katastrophal

Preßburg erstickt im Smog. Die Luftqualität in der Grenzstadt zu Österreich ist eine der schlechtesten. An kalten, regnerischen Tagen riecht es nach Braunkohle, die von der Industrie wie von den privaten Haushalten

genutzt wird. Auf Autos und an Fenstern liegt eine schwarze Rußschicht. Rund um Preßburg sind 30 Prozent der chemischen Industrie der Slowakei angesiedelt. Mitten in der Stadt etwa ist ein chemischer Betrieb angesiedelt, in dem Hartplastikhüllen für opto-elektrische Kabel hergestellt werden. Seit mehr als vierzig Jahren lässt er Methanol, Formaldehyd und Benzol in die Luft ab.

Die Satellitenstadt

Die Engerau (Petrzalka) südlich der Donau, der Brückenkopf von Preßburg, war einst ein beliebter Ausflugsort. Der schöne Aupark mit seinem Kaffeehaus und dem deutschen Sommertheater war an Sommerabenden ein beliebtes Ziel. Heute präsentiert sich Petrzalka als stadtbauliche Katastrophe. Die "graue

Zitadelle" ist die größte Satellitenstadt in Mitteleuropa. Manchmal bezeichnet man solche Stadtteile auch als Trabantenstädte, gekennzeichnet durch überwiegend schlechte Versorgungseinrichtungen. Dabei waren die Wohnungen (50 bis 60 Quadratmeter) keinesfalls einfach zu bekommen. Mancher Wohnungssuchende musste einen um zwei Jahre längeren Militärdienst leisten.

Heute lebt man in einer Schlafstadt, findet kaum Geschäfte und für die Kinder praktisch keine Freizeit- und Spielmöglichkeiten. Ein bis heute

trockener Kanal sollte Donauwasser führen und ein Kinderparadies (?) sein.

Die Gesundheit

Der größte Nachholbedarf besteht im Umweltschutz und in der Gesundheitsfürsorge. 

Die Auswirkungen sind dementsprechend. Erkrankungen der Atemwege und der

Verdauungsorgane kommen bei Kinder aus Preßburg fünfmal öfter vor, als im Rest der 

Slowakei. Hautausschläge, nervöse und allergische Erkrankungen haben zum Teil drastisch zugenommen.

Preßburg hält außerdem den traurigen Rekord mit der höchsten Quote an Geburtsfehlern.

Viele Kinder leiden durch Staub und Abgase an Asthma und Allergien; Hautrötungen und Ausschläge stammen aber auch vom Leitungswasser.




Die Soziale Probleme

Die Berufstätigkeit vieler Frauen führt zur Einrichtung von Kinderkrippen, eine weitere Quelle für Infektionskrankheiten. Soziale Probleme sind: randalierende Jugendliche oder auch eine erhöhte Selbstmordrate.

Hätten Sie gedacht, dass ....

Tschechische Republik - Ceska Republika

Hätten Sie gedacht, dass ....

...die erste amerikanische Außenministerin Madeleine Albright 1937 als Tochter eines tschechischen Diplomaten namens Josef Körbel in Prag geboren ist?


...Vaclav Havel neben dem Präsident der Republik auch Theaterautor war?


...sich das Reich des aus dem gleichnamigen Märchen stammenden Rübezahls im Riesengebirge (Krkonose- höchster Berg Schneekoppe/Snezka mit 1603m) in der Tschechei befand? Das Riesengebirge ist eines der bekanntesten und bedeutendsten Skigebiete in der Tschechischen Republik. Es liegt nicht weit von Prag entfernt (130km).

Frage: Welcher sehr berühmte Maler (1890-1918) hatte tschechische Wurzeln?
Antwort: Egon Schiele. Er wurde 1890 im niederösterreichischen Tulln in der Familie eines Bahnhofvorstehers geboren. Seine Mutter hieß Marie Soukupova und stammte aus Cesky Krumlov. Krumau übte maßgeblichen Einfluss auf sein Werk aus. Besonders bekannt sind neben den Zeichnungen seine Städtebilder, in denen er direkt oder symbolhaft die Architektur Krumaus einsetzt.
Frage: Welcher bekannte Fluss ist der Titel eines bekannten Werks von Smetana?

Antwort: Die Moldau (in der Landessprache "Vlatva"), durchfließt die Stadt in einer Länge 

von 30 km. Der Schriftsteller Max Brod sagte einmal: "Die Moldau fließt in G-Dur, weil Smetana es so wollte."

Slowakei - Slovenská Republika

Hätten Sie gedacht, dass ...

... in der Slowakei ca. 500.000 Roma leben?


...die Hohe Tatra das kleinste Hochgebirge der Welt ist? Die höchste Spitze ist die Gerlacher Spitze (2655m). Der Hauptkamm ist 26 km lang. Die charakteristischen Merkmale der Tatra Gipfel sind ihre steilen Hänge mit Rissen. Das gesamte Gebiet ist eine staatliche Reservation der Tatra (Nationalpark). 


...in der Slowakei viele Krankheiten auf der Basis der dort weltbekannten Heil- und Mineralquellen auskuriert werden; die weltbekannten Thermalbäder sind: Pieštany, wo Rheuma und Gelenkkrankheiten geheilt werden, in Sliac werden Herzkrankheiten geheilt, in Lúcky Frauenkrankheiten, Verdauungsstörungen in Bardejov, Hautkrankheiten in Smrdáky, Störungen der Atemwege in Štrbské pleso und Vyšné ružbachy. In der Slowakei entspringen mehr als 1300 Mineral-, Thermalquellen.


...Bratislava und Wien die europäischen Hauptstädte mit der kürzesten Entfernung sind?


...man mit dem Zug nach Bratislava heute um 9 Minuten länger braucht als vor fast hundert Jahren (1914)?


...Bratislava die jüngste Hauptstadt Europas ist? Das wahre Bratislava ist jedoch eine alte Stadt. Früher, als die Habsburger hier noch ihren Einfluss geltend machten, hieß sie Preßburg, die Ungarn, die fast 1000 Jahre lang Herrscher über die Slowakei waren, nannten sie Pozsony. 


...bereits unter dem ersten König Ungarns, Stephan (1000-1038), wurden ca. 250.000 Deutsche als Fachleute in das Land gerufen.

Es siedelten sich Bergleute, Handwerker, Kaufleute, aber auch Ritter und Geistliche an; sie stellten ein Viertel der Gesamtbevölkerung. Vor dem 2. Weltkrieg lebten in der Slowakei in und um Preßburg ca.150.000 Deutsche, die seit der Jahrhundertwende Karpatendeutsche 

genannt wurden. Sie wurden nach dem 2. Weltkrieg fast vollständig vertrieben.


...Andy Warhol slowakische Eltern hat; Andrew Warhola wurde am 6. August 1928 als jüngster von drei Söhnen in Pittsburgh geboren. Seine 

Eltern Andrej und Julia Warhola (geb. Zavacky) sind ruthenische Einwanderer, die aus der Karpaten-Region in der heutigen Slowakei stammen und der griechisch-unierten Kirche angehörten. Andrew Warhola, der sich bald Andy Warhol nannte, zählt heute zu den bekanntesten Vertretern der Pop-Art.

Frage: Wann erfolgte die Aufteilung der früheren Tschechoslowakei/CSSR? 

Antwort: Die Souveränitätserklärung der Slowakei erfolgte am 17.7.1992. Die Gründung der "Slovenská Republika“ trat mit 1.1.1993 in Kraft
Slowenien - SLOVENIJA
Hätten Sie gedacht, dass ...

...die slowenische Küche sehr stark von der österreichischen geprägt ist; Klobasa (Würstel), Zavitek (Strudel), Dunajski zrezek (Wiener Schnitzel) und Njoki (Kartoffelknödel)?


...die Slowenen früher glaubten auf dem Berg Triglav (2864m, Sloweniens höchstem Berg) lebt der dreiköpfige Gott, der den Himmel, die Erde und die Unterwelt regiert?

...sich am 11.10 – 13.10 1920 bei einer Volksabstimmung eine knappe Mehrheit 59,04 Prozent für Österreich und 40,96 Prozent für Jugoslawien entschied? Damals versprach die Kärntner Landesversammlung den slowenischen Landsleuten, "dass sie ihre sprachliche und ihre nationale Eigenart jetzt und alle Zeit wahren will (...)". Das gegebene Versprechen wurde nicht eingelöst, was die Zahlen über die Angehörigen der slowenischen Sprachgruppe beweisen: 1939 gab es noch 43.000 erklärte Slowenen, heute gibt es nur mehr 15.000. 



...der slowenische Elektro-Riese "Big Bang" Österreichs größten CD-Markt "Virgin" übernahm?

Frage: Wann wurde Slowenien unabhängig?

Antwort: Am 25.6.1991 wurde die Unabhängigkeit proklamiert, am 8. 10.1991 trat sie formell in Kraft.
Ungarn - Magyar Köztársaság
Hätten Sie gedacht, dass ...

...ein Ungar, László József Bíró, 1938 den Kugelschreiber erfand?

...wenn man in Österreich ein Gulasch bestellt ein ungarisches "pörkölt" serviert bekommt, wohingegen das ungarische "Gulyás" eine österreichische Gulaschsuppe ist?

...der in Ungarn 1909 geborene Wissenschaftler Ede Teller einer der Miterfinder der Wasserstoffbombe ist? In den USA arbeitete er bis 1938 gemeinsam mit Gamow die thermonukleare Kernfusion-Theorie aus. Neben Oppenheimer, Fermi, Bohr und anderen war Teller Geburtshelfer der Atombombe. 1952 gelang ihm durch Anwendung der ß‑Zerfallstheorie die Herstellung einer H‑Bombe. 

Frage: Wie groß ist der Plattensee, der größte Süßwassersee von Mittel- und Westeuropa? 

Antwort: Er hat eine Fläche von 600 km² und wird von den Ungarn voll Stolz das "Ungarische Meer" genannt.
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